GEMEINDE WURENLOS

Einladung zur
Einwohnergemeindeversammlung

Dienstag, 11. Juni 2013
19.30 Uhr
Mehrzweckhalle






Sehr geehrte Mitburgerinnen und Mitburger

Wir freuen uns, Sie zur "Sommer-Gmeind" 2013 einladen zu dirfen. Bitte
beachten Sie, dass die Versammlung in Anbetracht der langen Traktandenliste
und wegen des umfangreichen Traktandums 7 ausnahmsweise bereits um
19.30 Uhr beginnt. Im Anschluss an die Versammlung wird ein Apéro offeriert.
Fur Ihre Teilnahme und das Interesse am Gemeindegeschehen danken wir
Ihnen.

Traktandenliste
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11.

12.
13.

Protokoll der Einwohnergemeindeversammlung vom 4. Dezember 2012
Rechenschaftsbericht 2012

Rechnung 2012

Kreditabrechnungen

4.1 Planungen fir Sport- und Infrastrukturanlagen im "Tagerhard"

4.2 Bau Kindergarten "Gatteracher" 3

Einburgerung

Entwicklungsplanung "Fliefeld"; Nachtragskredit

Standort Alterszentrum; Initiative

Gesamtrevision Allgemeine Nutzungsplanung; Verpflichtungskredit
Beitrag an Umbau und Erweiterung Kurtheater Baden; Verpflichtungs-
kredit

Zusammenschluss der Zivilschutzorganisationen Wettingen und Limmat-
tal (Neuenhof, Killwangen, Spreitenbach, Wiurenlos) zur Zivilschutz-
organisation Wettingen-Limmattal, Gemeindevertrag

Zusammenschluss des Regionalen Bevoélkerungsschutzes Wettingen und
Limmattal (Neuenhof, Killwangen, Spreitenbach, Wirenlos) zum Regio-
nalen Bevoélkerungsschutz Wettingen-Limmattal; Gemeindevertrag
Festlegung Entschadigung Gemeinderat flir Amtsperiode 2014/2017
Verschiedenes

Wirenlos, 13. Mai 2013

GEMEINDERAT WURENLOS



Hinweise

- Die Akten zu den traktandierten Sachgeschéften der Einwohnergemeinde-
versammlung liegen in der Zeit vom 29. Mai 2013 - 11. Juni 2013 wahrend
der ordentlichen Burostunden in der Gemeindekanzlei zur Einsichthahme
auf.

- Falls Sie detaillierte Auskiinfte zum Rechnungsabschluss 2012 wiinschen,
wenden Sie sich bitte vor der Gemeindeversammlung an ein Mitglied des
Gemeinderates oder an die Finanzverwaltung. Sie tragen damit zur spediti-
ven Abwicklung der Geschéfte bei.

- Bitte an alle Diskussionsteilnehmer: Beniitzen Sie unbedingt das Mikro-
fon und nennen Sie zu Beginn der Wortmeldung lhren Vornamen und
Namen. Nur so werden Sie von allen Versammlungsteilnehmern richtig ver-
standen und Sie erleichtern damit die prazise Protokollfihrung. Im Interesse
eines speditiven Versammlungsablaufs soll die Redezeit auf das notwendige
Mass beschrénkt werden. Besten Dank fir das Verstandnis und lhre
Mithilfe.



Traktandum 1

Protokoll der Einwohnergemeindeversammlung vom 4. Dezember 2012

Der Gemeinderat hat das Protokoll der Versammlung vom 4. Dezember 2012
eingesehen und als in Ordnung befunden. Das Protokoll lag mit den Ubrigen
Versammlungsakten wahrend der Auflagefrist in der Gemeindekanzlei auf. Es
kann jederzeit auch im Internet unter www.wuerenlos.ch abgerufen werden.

Die Prufung des Protokolls obliegt geméss Gemeindeordnung der Finanzkom-

mission. Die Finanzkommission hat das Protokoll gepriuft und bestatigt, dass
dieses dem Verlauf der Versammlung entspricht.

Antrag:

Das Protokoll der Einwohnergemeindeversammliung vom 4. Dezember 2012
sei zu genehmigen.



Traktandum 2

Rechenschaftsbericht 2012

Gemass § 37 lit. ¢ Gemeindegesetz ist der Gemeinderat verpflichtet, Gber die
Tatigkeit von Behorden und Verwaltung alljahrlich schriftlich oder mindlich
Rechenschaft abzulegen.

Der Rechenschaftsbericht ist in der separaten Broschire "Rechenschafts-
bericht und Rechnung 2012" abgedruckt. Er informiert ausfihrlich tber die
Tatigkeiten im vergangenen Jahr und enthalt eine Fullle von interessanten
Daten und Fakten Uber die Gemeinde. Fir allfallige Auskinfte stehen die
Gemeinderate oder die Abteilungsleiter der Gemeindeverwaltung gerne zur
Verfligung.

Hinweis zur Bestellung der Broschire

Vor zwei Jahren hat der Gemeinderat entschieden, die Broschiire aus Kosten-
grinden nicht mehr allen Stimmberechtigten zuzustellen, sondern an alle
Haushaltungen zu verteilen. Um die Kosten noch weiter zu senken, wird die
Broschiire "Rechenschaftsbericht und Rechnung" dieses Jahr nicht mehr
automatisch an alle Haushaltungen verteilt. Sie kann kostenlos mit der beilie-
genden Bestellkarte oder per E-Mail an info@wuerenlos.ch oder telefonisch
(056 436 87 20) angefordert werden. Sie steht ausserdem im Internet unter
www.wuerenlos.ch (Politik > Gemeindeversammlung) als Download zur Verfi-

gung.

Antrag:

Der Rechenschaftsbericht 2012 sei zu genehmigen.



Traktandum 3

Rechnung 2012

Der Gemeinderat hat von den Ergebnissen 2012 der laufenden Rechnung, der
Investitionsrechnung, der Bestandesrechnung sowie von den Ergebnissen der
Rechnungen der Eigenwirtschaftsbetriebe Kenntnis genommen. Die Finanz-
kommission hat die Rechnung gepruft und als in Ordnung befunden. Die Treu-
handgesellschaft BDO AG, Aarau, hat die Rechnung ebenfalls gepruft und
dem Gemeinderat und der Finanzkommission ihren Bericht dazu abgegeben.
Die Genehmigung der Verwaltungsrechnung obliegt der Einwohnergemeinde-

versammlung.

Ergebnis 2012

Laufende Rechnung Rechnung
Vorgeschr. Abschreibungen 1'692'860
Einlage in Spezialfonds 39'831
Ertragsuiberschuss 0
Aufwandiberschuss 146'378
Cashflow 1'586'313
Investitionsrechnung

Investitionsausgaben 6'448'697
/. Investitionseinnahmen 0
Netto-Investitionen 6'448'697
. Cashflow 1'586'313
Finanzierungs-Fehlbetrag 4'862'384

Voranschlag

1'697'000
39'000
43'950

0

1'779'950

6'436'600
292'000

6'144'600

1'779'950

4'364'650

Rechnungsergebnis 2012:

Aufwanduberschuss: Fr. 146'378.23

Abweichung

-4'140
831
-43'950
146'378

193'637

12'097
-292'000

304'097
-193'637

497734



Kennzahlen Rechnung 2012

Rechnungsjahr 2008
Einwohner 5'254
Steuern

Steuerfuss Wurenlos 99 %

Steuerfuss @ Kanton AG 105 %
Total Ertrag in Fr. 1'000 15'763

Ertrag pro Einwohner 3'000

2009

5'374

99 %

104 %

15792

2'938

2010

5'658

99 %

103 %

16'422

2'902

2011

5'803

99 %

103 %

16'796

2'894

2012

5'881

104 %

103 %

17'674

3'005

Netto-Kapitalkosten (inkl. Beriuicksichtigung der Liegenschaften Finanzvermogen)

Total in Fr. 1'000 303

pro Einwohner 58

Netto-Schulden
Total in Fr. 1'000 6'255

pro Einwohner 1'190

357

66

9'920

1'846

384

68

8'701

1'537

Netto-Investitionen / Eigenfinanzierung in Fr. 1'000

Total Netto-Investitionen

in Fr. 1'000 6'445
Netto-Investitionen

pro Einwohner 1'226
Eigenfinanzierung

in Fr. 1'000 2'959
Eigenfinanzierung pro

Einwohner 563
Eigenfinanzierungsgrad 46 %

6'071

1'129

2'276

423

38 %

1'137

201

2'159

381

189 %

278

48

10'076

1'736

3'738

644

2'344

404

63 %

191

32

13'896

2'363

6'448

1'096

1'586

269

25 %



Detaillierte Angaben zur Rechnung

Es wird auf die Erlauterungen und auf die Zusammenstellungen in der sepa-
raten Broschire Rechenschaftsbericht und Rechnung 2012 sowie auf die
mindlichen Erklarungen an der Versammlung verwiesen.

Die Broschire "Rechenschaftsbericht und Rechnung 2012" kann mit der bei-
liegenden Bestellkarte oder per E-Mail an info@wuerenlos.ch oder telefonisch

(056 436 87 20) kostenlos angefordert werden. Sie steht ausserdem im Inter-
net unter www.wuerenlos.ch als Download zur Verfiigung.

Antrag:

Die Rechnung 2012 sei zu genehmigen.



Traktandum 4

Kreditabrechnungen

Der Gemeinderat hat von den Ergebnissen der nachfolgenden Kreditabrech-
nungen Kenntnis genommen. Die Finanzkommission hat die Abrechnungen
gepruft. Fur die Genehmigung der Abrechnungen ist die Einwohnergemein-
deversammlung zustandig.

4.1 Planungen fur Sport- und Infrastrukturanlagen im "Tagerhard"

Verpflichtungskredit geméass Beschluss

Einwohnergemeindeversammlung 07.06.2011 Fr. 95'000.00
Bruttoanlagekosten 2011 - 2013 - Fr. 93'178.65
Kreditunterschreitung Fr. 1'821.35

Nettoinvestition:

Bruttoanlagekosten Fr. 93'178.65
Einnahmen Fr. 0.00
Nettoinvestition Fr. 93'178.65
Antrag:

Die Kreditabrechnung sei zu genehmigen.



4.2 Bau Kindergarten "Gatteracher” 3

Verpflichtungskredit geméass Beschluss
Einwohnergemeindeversammlung 09.12.2010
Bruttoanlagekosten 2011 - 2012

Kreditiberschreitung

Nettoinvestition:

Bruttoanlagekosten
Einnahmen

Nettoinvestition

Antrag:

Die Kreditabrechnung sei zu genehmigen.

Fr. 1'113'000.00
-Fr. 1'131'749.20

Fr. 18'749.20

Fr. 1'131'749.20
Fr. 0.00

Fr. 1'131'749.20




Traktandum 5

Einburgerung

Der Gemeinderat hat die entsprechenden Erhebungen getroffen und die Ein-
blUrgerungsvoraussetzungen gepruft. Der Gesuchsteller wurde Uber seine
Grundkenntnisse der staatlichen Organisation in Bund, Kanton und Gemeinde
mindlich befragt. Nach Auffassung des Gemeinderates erfillt der Gesuch-
steller die Voraussetzungen fir die Zusicherung des Gemeindeburgerrechts.
Dem Gemeinderat ist Uber den Gesuchsteller nichts Negatives bekannt.

Gemaéss § 11 Abs. 2 des Gesetzes Uber das Kantons- und Gemeindebtrger-
recht (KBUG) ist die Einwohnergemeindeversammlung fiir die Zusicherung des
Gemeindebirgerrechts an auslandische Gesuchstellerinnen und Gesuchsteller
zustandig. Nach der Zusicherung des Gemeindeburgerrechts durch die
Gemeindeversammlung entscheidet die Kommission fur Justiz des Grossen
Rates abschliessend lber die Einburgerungen.

Folgende Person ersucht um Zusicherung des Gemeindebirgerrechts von
Wirenlos:

aus Datenschutzgrinden geldscht
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kanz5
Schreibmaschinentext

kanz5
Schreibmaschinentext
aus Datenschutzgründen gelöscht


Hinweis

Gemass den einschlagigen Gesetzesbestimmungen ist tGber die Antrdge ein-
zeln abzustimmen. Ein Ablehnungsentscheid der Gemeindeversammlung ist
nur dann rechtmassig, wenn vor der jeweiligen Abstimmung ein Antrag auf
Ablehnung mit Begriindung gestellt worden ist. Eine diskussionslose und un-
begriindete Ablehnung eines Einbirgerungsgesuches durch die Gemeinde-
versammlung in Abweichung des positiven Antrages des Gemeinderates ist
gemass Urteil des Bundesgerichtes unzulassig. Dies wirde im Beschwerdefall
zwingend zur Aufhebung des angefochtenen Gemeindeversammlungs-
beschlusses durch das Bundesgericht fihren und der Entscheid wirde zur
erneuten Beurteilung an die Gemeindeversammlung zurickgewiesen.
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Traktandum 6

Entwicklungsplanung "Fluefeld"; Nachtragskredit

Die kiunftige Gestaltung des Gebietes vom "Bifig" bis zum "Tagerhardwald",
vom "Fliehtgel" bis zum "Fluefeld" und dort speziell der Kiesgrubenareale ist
dem Gemeinderat ein grosses Anliegen. Schon seit 2002 lasst er sich mit der
Entwicklungsplanung "Fliefeld" bei der Erstellung und Umsetzung der Bau-
bewilligungen fir die Vorhaben zum Abbau und zur Wiederauffllung plane-
risch und rechtlich unterstiitzen. Der hierflr erarbeitete Entwicklungsplan
"Fluefeld" wird laufend aktualisiert. Auf seiner Grundlage basieren die Ent-
wicklungsziele des Regionalen Sachplans "Landschaftsspange Sulperg-
Rusler". Er ist das Instrument des Gemeinderates, um die Endgestaltung fir
die Kiesgrubenareale zu steuern, neue Planungsabsichten, wie den Bau der
Sportanlagen im "Tagerhard", aufzugreifen und auch erste Massnahmen, wie
z. B. die Weiterfihrung des Hasebrinnelis, zu treffen. lhren Abschluss wird
diese Planung erst finden, wenn die Kiesgruben wieder aufgefullt und alle Fla-
chen fur die vorgesehene Nachnutzung aufbereitet und tibergeben sind.

Fur die Entwicklungsplanung "Fluefeld" hat die Einwohnergemeindeversamm-
lung vom 8. Dezember 2009 einen Verpflichtungskredit Gber Fr. 100'000.00
bewilligt und die Sommer-Gmeind vom 7. Juni 2011 genehmigte einen ersten
Zusatzkredit Uber Fr. 55'000.00.

Mit den Krediten konnten umfangreiche Planungsarbeiten im bezeichneten
Raum abgedeckt werden. Hervorzuheben sind die Begleitung und Kontrolle
der drei tatigen Abbaufirmen bei der Umsetzung der Abbauvertrage und der
Bau- und Abbaubewilligungen. Es galt zudem, die Gesuche fir den Restabbau
und die vollstadndige Wiederauffullung durch externe Bulros inhaltlich zu steu-
ern und den Planungsprozess zu begleiten. Nach Erteilung der Abbaubewilli-
gung durch die Kantonsbehdrden waren fur die Baubewilligung der Gemeinde
die erforderlichen Auflagen auszuformulieren. Zusammen mit dem Rechts-
berater war der Abbauvertrag durch einen Zusatzvertrag mit neuen Terminen
fur die Falligkeiten der Entschadigungen an die Gemeinde und fir den Ab-
schluss der verschiedenen Arbeiten zu erganzen.

Vorgangig waren die Ziele des Gemeinderates zur Wahrung der Interessen
der Wirenloser Bevolkerung in den Mitwirkungen und Vernehmlassungen zur
Anpassung des kantonalen Nutzungsplans "Grundwasseranreicherung Tager-
hard", des kantonalen Richtplans (Gesamtrevision) und des Regionalen Sach-
plans "Landschaftsspange Sulperg-Rusler" einzubringen. Hierzu war und ist
der Entwurf des Entwicklungsplans "Fliefeld" laufend inhaltlich weiterzuflhren
und regelmassig mit allen Beteiligten abzustimmen.

Fiur die kontinuierliche Wahrnehmung der Interessen und der Aufgaben der

Gemeinde im Raum der Entwicklungsplanung "Fliefeld" und zur zielgerich-
teten Umsetzung der Abbaubewilligungen bendétigt die Gemeindebehdrde
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weiterhin die Unterstlitzung der externen Fachleute. So sind noch einige Auf-
lagen der Baubewilligung durchzusetzen und deren Beachtung zu kontrollie-
ren. Jahrlich sind zum Beispiel die Fordermassnahmen fir die gefahrdeten
Amphibienpopulationen festzulegen und zu betreuen. Bis zum vollstandigen
Abschluss ca. im Jahre 2025 werden in den einzelnen Jahren verschiedene
aufwandige Arbeiten erforderlich sein. Im Gesamtumfang sind die noch zu er-
wartenden Aufwendungen bis 2025 sehr schwer abschatzbar. Gegenwartig
muss sich die Zusammenarbeit zwischen der Gemeinde und den Abbaufirmen
auf der Grundlage der neuen Bewilligungen noch einspielen. Der Gemeinderat
wird auch von Fall zu Fall prifen wollen, welche Arbeiten er Uber diesen Kredit,
also Uber die Entwicklungsplanung "Fluefeld"”, laufen lassen will. Massnahmen
zur Endgestaltung und Aufwertung dieses Raumes konnten auch als Umset-
zung des Regionalen Sachplans "Sulperg-Rusler" mit einem eigenen Kredit
realisiert werden. Vertraglich gesichert sind hingegen die Einnahmen, welche
der Gemeindekasse wahrend der nachsten 10 Jahre als Entschadigungen von
den Abbaufirmen zufliessen. Sie Ubersteigen die hier zu erwartenden Aufwen-
dungen bis 2025 um mehr als die Hélfte.

Fur den hier beantragten zweiten Zusatzkredit wurde der Bedarf fur den tber-
schaubaren Zeitraum bis ca. 2016 abgeschéatzt und zugrunde gelegt. Mit der
wiederholten Beantragung von weiteren Zusatzkrediten soll immer auch
Rechenschaft Gber das Geleistete abgelegt und Auskunft Gber anstehende
Arbeiten gegeben werden.

Antrag:

Fir die Fortfihrung der Entwicklungsplanung "Fliefeld" in den Jahren 2013 bis
2016 sei ein zweiter Zusatzkredit von Fr. 85'000.00 (inkl. MWST) zu bewilligen.
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Traktandum 7

Standort Alterszentrum; Initiative

Initiativbegehren

Der Verein Alterszentrum Wirenlos hat am 2. April 2013 eine Initiative einge-
reicht, welche mit 953 gultigen Stimmen zu Stande gekommen ist.

Wortlaut des Initiativbegehrens des Vereins Alterszentrum Wirenlos:

"An der Gemeindeversammlung vom 11. Juni 2013 sei folgendes Traktandum
aufzunehmen:

Grundsatzentscheid fur den Standort des Alterszentrums im Rahmen folgender
Varianten

a) auf der Zentrumswiese
b) im Wiemel (friher geplantes Fussballfeld)"

Geschichte

Seit Jahrzehnten plant die Gemeinde Wirenlos den Bau eines Alterszentrums.
Am 30. November 1990 entschied die Gemeindeversammlung, dass das
Alterszentrum auf der Zentrumswiese (seinerzeit trug sie noch den Namen
"Vogtwiese") zu stehen kommen soll. Alternativer Standort war damals der
"Gatteracher", wo die Gemeinde heute noch Land besitzt.

Es folgten die in zwei Wettbewerbsverfahren auserkorenen Alters- und Pfle-
geheimprojekte "Falter am Bach" (1994) und "IKARUS" (2003), welche auf der
Zentrumswiese vorgesehen waren und beide scheiterten. Der Projektierungs-
kredit fur das Projekt "Falter am Bach" wurde 1995 von der Stimmbevoélkerung
an der Urne deutlich abgelehnt. Kritikpunkte waren vor allem die Dachform, die
Einpassung ins Ortsbild und die Lage des Baus. Der im vorderen Teil der
Wiese geplante Bau sollte nordwarts in den hinteren Bereich verschoben wer-
den.

Das Nachfolgeprojekt "IKARUS", welches dann im nérdlichen Bereich der
Wiese zu liegen gekommen ware, stiess ebenfalls auf Widerstand, insbeson-
dere von Seiten der betroffenen Grundeigentimer (Griinde waren: Lage,
Erschliessung, Dachform). Das Vorhaben wurde schliesslich auf Beschluss
des Gemeinderates 2010 fallengelassen, nachdem einerseits langjahrige auf-
wandige Planungsarbeiten nicht zum Ziel gefuhrt hatten und andererseits das
Projekt gar nicht mehr den aktuellen Vorgaben und Anspriichen an ein zeitge-
masses Alterszentrum gerecht wurde. Entsprechend war auch der Gemeinde-
versammlungsbeschluss vom 14. Juni 2007, das Projekt "IKARUS" sei - basie-
rend auf dem Beschluss der Einwohnergemeindeversammlung von 2003 Uber
den Projektierungskredit - aufgrund des Masterplans "Zentrum Wirenlos" und
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eines rechtskraftigen Gestaltungsplans zu realisieren, zwischenzeitlich tber-
holt. Immerhin hatte aber zu jenem Zeitpunkt der Gemeinderat den Masterplan
"Zentrum Wirenlos" bereits erarbeitet und Ende 2007 verabschiedet. Ebenfalls
in Bearbeitung befand sich daran anschliessend der Gestaltungsplan "Dorf-
zentrum". Dieses Verfahren wurde nach Aufgabe des "IKARUS" vorlaufig
sistiert und ist bis heute noch nicht abgeschlossen. In diesem Gestaltungsplan
sollten u. a. die Baufelder fir das Alterszentrum definiert und allfallige Spezial-
vorschriften, wie Gebaudehthe, Ausnitzung, Erschliessung, Einpassung ins
Ortsbild festgelegt werden.

Im Sinne eines Neustarts Ubertrug der Gemeinderat nach Aufgabe des Pro-
jekts "IKARUS" dem Verein Alterszentrum Wirenlos die Planung, Realisierung
und den Betrieb des geplanten Alterszentrums, derweil die raumplanerische
Aufgabe (Gestaltungsplan "Dorfzentrum") beim Gemeinderat verblieb.

Neue Studien fur Alterszentrumsbau auf Zentrumswiese

Der Verein Alterszentrum Wirenlos hat daraufhin ein neues Raumprogramm
erstellt, welches sowohl Platze fir Betreutes Wohnen als auch fur einen Pfle-
gebereich vorsieht. Im Weiteren liess der Verein vom Architekturbiiro Fugazza
Steinmann Partner, Wettingen, eine Bebauungsstudie fiir ein Alterszentrum
auf der Zentrumswiese erarbeiten. Die Studie basiert auf dem Raumprogramm
und geht von etwas mehr als 80 Platzen aus. Grund fur die - gegenuber frihe-
ren Planungen - hohere Platzzahl liegt in der Wirtschaftlichkeit fir den Betrieb
eines Alterszentrums.

Dem Gemeinderat wurde die Studie im Mai 2012 vorgestellt. Die Bebauungs-
studie zeigte mit aller Deutlichkeit auf, dass ein Alterszentrum von dieser
Grosse viel mehr Flache bendtigt als die friheren Projekte "Falter am Bach”
und "IKARUS", welche fir 60 bzw. 32 Platze konzipiert waren. Ebenso klar
war, dass nicht bloss mehr Flache von der Zentrumswiese bendtigt wird, son-
dern dass die im Flachdachbau vorgesehenen Geb&ude mit knapp 16 Metern
auch relativ hoch sein werden. Der Gemeinderat liess angesichts dieser neuen
Erkenntnisse von Fugazza Steinmann Partner ergdnzende Studien erstellen,
welche aufzeigen sollten, ob die Einpassung dieser Gebaudevolumen auch
anders moglich ware. Es wurde ein haushalterischer Umgang mit dem Boden,
eine moglichst gute Einpassung des Alterszentrums in das Dorfbild und eine
harmonische Gliederung von Alterszentrum und Restflache der Zentrumswiese
angestrebt.

Nachdem diese erganzenden Studien vorlagen, entschied sich der Gemein-
derat in Ubereinstimmung mit der Planungskommission, von einem anderen
unabhangigen Architekturblro zusatzliche Bebauungsstudien ausarbeiten zu
lassen, um so noch eine zweite Sichtweise und andere Ldsungsvarianten zu
erhalten. Das damit beauftragte Architekturbtiro Liechti Graf Zumsteg, Brugg,
legte im Februar 2013 seine Studien vor.
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Im Februar 2013 wurden alle Bebauungsstudien fiir die Zentrumswiese - im
Beisein des Vorstands des Vereins Alterszentrum Wirenlos - dem Gemein-
derat, der Planungskommission, der Arbeitsgruppe Zentrumswiese und der
Ortsbildschutzkommission vorgestellt. Wurden einerseits die zentrale Lage, die
maogliche Entstehung eines Zentrumsplatzes und die Betriebswirtschaftlichkeit
positiv bewertet, zeigte sich andererseits, dass massive Gebadudekomplexe
mitten im Dorfzentrum entstehen wirden und die Zentrumswiese bereits zu
einem beachtlichen Teil aufgebraucht wirde resp. bei einer absehbaren spate-
ren Erweiterung des Alterszentrums praktisch vollends Uberbaut ware. In der
Diskussion wurden die Ortsbildvertraglichkeit, die Problematik der Erschlies-
sung und der Verlust der einzigen offentlichen Griunflache im Dorfzentrum
thematisiert und die Prifung des Standortes "Wiemel" als Alternative postuliert.

Alternativstandort "Wiemel"

Die Fachgremien empfahlen aufgrund der prasentierten Studien und nach
ihren internen Beratungen dem Gemeinderat Ubereinstimmend, es sei die
Alternative "Wiemel" ernsthaft zu prufen. Der Gemeinderat schloss sich dieser
Meinung an. Er erachtete es unter Abwagung verschiedener Kriterien als seine
Pflicht, den Alternativstandort im jetzigen Zeitpunkt zu prifen. Immerhin weist
auch der Standort "Wiemel" einige Vorteile auf. So verfiigt die Gemeinde in
diesem Gebiet Uber ausreichend und fir viel Geld erworbenes Bauland, wel-
ches bereits sehr gut erschlossen ist und sich an ruhiger, sonniger Lage befin-
det. Eine direkte Anbindung an den Busverkehr ware machbar und hatte auch
fur den Schwimmbadbetrieb Vorteile. Besonders aber der Realisierungszeit-
raum durfte deutlich kiirzer sein als beim Standort Zentrumswiese.

Standort "Wiemel" - warum erst jetzt?

Der "Wiemel" stand als Alterszentrumsstandort bis vor kurzem noch gar nicht
zur Diskussion, weil er wegen eines anderen Projekts schlicht nicht verfigbar
war: Lange Zeit war in diesem Gebiet bekanntlich die Erweiterung der Sport-
anlage "Landli" geplant. Nach dem Scheitern dieses Projekts auf dem
Beschwerdeweg, soll der neue Sportplatz jetzt im "Tagerhard" realisiert wer-
den. Noch im letzten Jahr gab es aber Uberlegungen, stattdessen einen
Schulsportplatz zu realisieren. Aber auch davon wurde wegen mdglicher er-
neuter Beschwerden sowie aus Spargrinden endgultig abgesehen.

Aktualisierung des Standortentscheids / Initiative

Spéatestens nach Vorliegen der Studien Fugazza Steinmann Partner war ein-
deutig, dass der Standortentscheid aus dem Jahre 1990 nicht mehr als bin-
dend betrachtet werden konnte, weil der damalige Entscheid von vollig ande-
ren Voraussetzungen ausging. Aufgrund einer Abwagung der Vor- und Nach-
teile soll die Gemeindeversammlung jetzt dartber entscheiden kdnnen, wel-
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cher Standort weiterverfolgt werden soll. Das Einholen dieser zusatzlichen
Studien fur den Standort "Wiemel" hatte keine Zeitverzbgerung auf das
Gesamtprojekt Alterszentrum zur Folge.

Gerade weil sich seit dem Gemeindeversammlungsbeschluss von 1990 die
verschiedenen Faktoren stark verdndert haben und bereits zwei Altersheim-
projekte "Falter am Bach" und "IKARUS" auf der Zentrumswiese gescheitert
sind, erscheint dem Gemeinderat eine Aktualisierung des Entscheids tber den
Standort mehr als nur gerechtfertigt. Es muss mdglich sein, eine offene Dis-
kussion tber den Standort zu fuhren, in der die Vor- und Nachteile der beiden
Standorte objektiv verglichen und bewertet werden und dabei stets das Haupt-
ziel - namlich die raschmogliche Realisierung eines Alterszentrums - nicht aus
den Augen verloren wird. Eine Verweigerung dieser Diskussion wére nicht nur
ein Verzicht auf neue Chancen, es wirde wahrscheinlich auch die Alterszent-
rumsplanung als solche schwéachen. Immerhin verflgt die Gemeinde sowohl
mit der Zentrumswiese als auch mit dem "Wiemel" Gber wertvolles Bauland in
der Zone fir 6ffentliche Bauten. Seitdem feststeht, dass die neue Sportanlage
im "Tagerhard"”, und nicht im "Wiemel" gebaut werden soll, steht dieses Land
als valabler Standort fir ein Alterszentrum zur Verfliigung.

Der Gemeinderat hatte urspriinglich vorgesehen, eine ausserordentliche
Gemeindeversammlung auf Mitte September 2013 einzuberufen, damit diese
dann den Standortentscheid hatte fallen kdnnen. Dies hatte es ermoglicht, die
Diskussion um die Standorte zu vertiefen. Als der Gemeinderat am 15. Marz
2013 an der Generalversammlung des Vereins Alterszentrum Wirenlos tber
die beabsichtigte Prufung des Standorts "Wiemel" informierte, startete dieser
umgehend eine Initiative, welche zum Ziel hatte, dass die Gemeindever-
sammlung bereits am 11. Juni 2013 Uber die Standortfrage "Zentrumswiese
oder Wiemel?" zu befinden hat. Der Gemeinderat sah sich deshalb veranlasst,
das Geschaft im Sinne dieser Forderung vorzeitig vorzulegen.

Profilierung und Visualisierung der Projekte

Im Auftrag des Gemeinderates haben die Architekturbtiros Moser Architekten,
Zurich, und Liechti Graf Zumsteg, Brugg, im Méarz / April 2013 unabhangig
voneinander Studien fur den Standort "Wiemel" ausgearbeitet. Es galten die
gleichen Vorgaben wie flr den Standort Zentrumswiese. Von den im April 2013
vorgelegten Studien favorisiert der Gemeinderat jene der Moser Architekten.
Sie wurde denn auch im Gelande profiliert.

Inzwischen hat der Gemeinderat veranlasst, dass die Bebauungsvariante von
Fugazza Steinmann Partner, welche der Vorstand des Vereins Alterszentrum
Wirenlos ausarbeiten liess und die vom Vorstand beflrwortet wird, mittels
Profilstangen auf der Zentrumswiese angezeigt wird. Erganzend wurde eine
Orientierungstafel mit Visualisierungen und Informationen zu den Standortstu-
dien aufgestellt. Dasselbe ist am Alternativstandort "Wiemel" erfolgt. Auch dort
wurden Profilstangen (zur Studie der Moser Architekten) und eine Orientie-
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rungstafel angebracht. Es handelt sich dabei nicht um eine Profilierung in
einem Baugesuchsverfahren, sondern es geht darum, der Bevoélkerung aufzu-
zeigen, mit welchen Baukuben zu rechnen ware.

Am 30. April 2013 fuhrte der Gemeinderat eine Orientierungsveranstaltung
durch, welche zum Zweck hatte, die beiden Standorte zu prasentieren und zu
vergleichen.

Standorte "Zentrumswiese" und "Wiemel" im Vergleich

Die gelb markierten Flachen beziehen sich auf die maximal bebaubare Flache,
wobei im "Wiemel" stiddstlich, direkt anschliessend an die Gemeindeparzellen,
noch drei weitere Parzellen in der Zone fur offentliche Bauten liegen. Diese
drei Parzellen stehen zurzeit in Privatbesitz.
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Zentrumswiese

Wiemel
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Standortvergleich

Kriterien ZENTRUMSWIESE WIEMEL
Grundstuck
Vorteil Nachteil Vorteil Nachteil
Land Eigentum Einwohner- Ortsburgerparzelle muss zu- Eigentum Einwohner- Verlust Landwirtschaftsland

gemeinde und Ortsburger-
gemeinde.

Grosse ist genligend.
Erweiterbar.

gekauft werden (oder Land-
abtausch).

Zentrumswiese als Freiflache
wird kleiner. Bei spaterer
Erweiterung wird sie voll-
standig Uberbaut sein.

gemeinde

Grosse ist genligend.
Erweiterbar. Soll einmal
ganz Uberbaut werden.

Erschliessung

Erschliessung via Post-
strasse; Tiefgaragen-
anschluss via Brunnerhof an
Dorfstrasse, Zufahrt zum
Alterszentrum von der Post-
strasse erfolgt parzellen-
mittig.

Erschliessung via Gestal-
tungsplan "Dorfzentrum"
organisieren.

Realisierung der Erschlies-
sungsanlagen nur unter
grossem Fremdverkehr
(COOP, Post, "Rdssli" usw.)
mdglich, daher grosse
Behinderungen.

Grossziigig via Bunten-
strasse erschlossen. An-
schluss an Kopfseite der
Parzelle einfach realisier-
bar.

Realisierung der Fein-

erschliessung unter wenig
Fremdverkehr méglich, da-
her wenig Behinderungen.

Grosse Feinerschliessung
noétig

Lage des Grund-
stuckes

Ruhig, im Zentrum, wind-
geschutzt, Sicht auf Dorfteile
und Zentrumswiese, Furt-
bach. Schoéne Aussicht im 4.
und 5. Stock. Nahe bei Post,
Einkaufen, Bus, Bahn.

Wenig Aussicht im 1. bis
3.Stock.

Verkehrsreich, weniger ruhig.

Ruhig, sonnig. Gute Aus-
sicht auf Schule und
Gemeinde. Schéner Weit-
blick in Landschaft und
Region. Am Rande der Bau-
zone. Verkehrsarm.

Windig (Bise und Westwind).

Bauzonenrand




Verkehrsanbindung

Vorteil

Nachteil

Vorteil

Nachteil

Offentlicher Verkehr,
Bus

Bushaltestelle "Post" vor-
handen.

Direkt an Buslinien 1 und 11
angeschlossen.

Busanbindung (Buslinie 11)
einfach mdéglich. Buswen-
deschleife praktisch schon
vorhanden. Vorteil fur
Schwimmbad.

Zusatzliche Haltestelle =
Mehrkosten beim 6ffentlichen
Verkehr.

Direkter Anschluss nur an
Buslinie 11. Linie 1 tiber Hal-
testelle "Blntenstrasse" oder
"Bettlen".

Zugsanbindung
(SBB) zu Fuss

Kurze Distanz zum Bahnhof
(ca. 520 m = 8 Min.

Grosse Distanz zum Bahnhof
(ca. 1,2 km = 18 Min.)

Privater Individual-
verkehr

Belastung im Zentrum bereits
vorhanden. Zwei Erschlies-
sungsstrassen bestehend
(Poststrasse / Brunnerhof).
Verkehr in Kombination mit
Einkauf, Physio, Coiffeur und
anderen Dienstleistungen
maoglich.

Belastung nimmt weiter zu.

Mehrverkehr auf Poststrasse.

Knoten Landstrasse / Post-
strasse muss geandert wer-
den.

Fiar Parkierung ist Doppel-
nutzung mit Schwimmbad
maoglich.

Belastung Biinten-Quartier.
Parkplatze beim Schwimm-
bad ausbauen = Kosten fur
die Gemeinde. Extrafahrten
zum Alterszentrum. Nur
wenig Verbindungen mit
anderen Tatigkeiten moglich.

Langsamverkehr

Kurze Wegstrecken zu Post,
Coop, Restaurants, diverse

Dienstleister, wie Drogerie,

Optiker usw.

Spaziergange direkt auf der
Zentrumswiese. Alte Dorfteile
sind gut erreichbar.

Spaziergange auf Strassen
mit viel Verkehr.

Anbindung an Gemeinde-
verwaltung, Schule,
Schwimmbad, Boccia-
Anlage, ref. Kirche und
Friedhof, Volg, Blumen-
laden.

Gute Topografie fur
Spaziergénge.

Spaziergange auf Strassen
mit Verkehr.




Weiche Faktoren /
Emotion

Vorteil

Nachteil

Vorteil

Nachteil

Leben in der
Gemeinschaft

Im Zentrum von Wirenlos
und dem Dorfleben. Nahe bei
Dienstleistern.

Kompromisse bei der Freihal-
tung der Zentrumswiese un-
umganglich.

N&ahe von Schule, Sport-
platze, Gemeinde, ref. Kir-
che, Schwimmbad, Boccia-
Anlage, Wohnquartier.

Am Rand des Dorfes, fur
Betreutes Wohnen weniger
ideal.

Vergangenheit / alte
Projekte

Volksentscheide Uber frihere
Projekte im Zentrum.
Gewachsene, Uber Jahre
gefestigte Meinungen.

Viele Emotionen, Vorurteile
Uber allfallige Einsprachen /
Beschwerden.

Keine, da bis vor kurzem
nicht flr dieses Projekt
verfugbar. Neutral. Neube-

urteilung, wenig Emotionen.

Es braucht neue Gedanken,
Vorstellung.
Reifeprozess notig.

Ortsbildvertraglich-
keit

Raumplanerische Verdich-
tung wird durch die hdheren
Bauten besser erreicht.

Empfindliches Gebiet im
Dorfkern. Vorstellung fur 4-
bis 5-geschossige Bauten
muss reifen.

Ortsbildvertraglichkeit
schwierig. Sehr hohe
Anspriche an Architektur.

Kaum storend fur Ortsbild,
da keine heikle Bauzone.

Im Grossraum "Wiemel"
sind bereits seit Jahrzehn-
ten Flachdachbauten vor-
handen.

Grosseres Bauwerk am Bau-
zonenrand als Zonenab-
schluss.

Landreserven,
Freiflachen

Land im "Wiemel" bleibt voll-
standig erhalten (evtl. far
Spielflache Schule).

Zentrumswiese wird kleiner
und ist vorwiegend fur Woh-
nen und Pflege im Alter defi-
niert.

Zentrumswiese bleibt als
grine Oase im Dorfzentrum
frei und kann (auch spater)
fir neue Nutzungen defi-
niert werden.

Keine grosseren angrenzen-
den Flachen mehr fur die Er-
weiterung von Spielflachen
far Schule.

Realisierung Alters-
zentrum
Planung und Bau

Gestaltungsplan erforderlich.
Uberarbeitung Masterplan
erforderlich. Lange Verfah-
rensdauer zu erwarten.

Bauverkehr auf Poststrasse
hat grosse Einschrankungen
zur Folge.

Kein Gestaltungsplan erfor-
derlich. Kiirzere Verfah-
rensdauer.

Bauverkehr relativ prob-
lemlos.




Fakten / Erkenntnisse

Veranderte
Bedingungen

Volumen

Stockwerke

Spitex-Einbindung

Betriebskosten

Sozialkosten der
Bewohner

Seit dem letzten Alters- und Pflegeheimprojekt IKARUS haben sich einige Faktoren verandert, welche die
heutigen Entscheidungen beeinflussen. Gemass dem neuen Pflegegesetz sind Erstellung und Fuhrung
eines Alterszentrums nicht mehr primér Aufgaben der Gemeinde. Die Wohnformen fir Wohnen im Alter
haben sich stark verandert. Aus wirtschaftlichen Griinden ist eine hohere Platzzahl erforderlich. Aus die-
sen Grinden wurde auch der "IKARUS" nicht mehr weiterverfolgt.

Die friilheren Projekte waren als klassische Altersheime mit Pflegeplatzen geplant und wiesen ein kleine-
res Volumen von 32 bis 60 Platzen auf. Die Gebaudegréssen waren dadurch kleiner und bendétigten ent-
sprechend weniger Flache. Heute sind tber 80 Platze geplant. Durch das Betreute Wohnen bendétigt der
einzelne Bewohner zwar mehr Platz, dafir kann die situationsgerechte Pflege Uber eine langere Zeit
kostengunstiger realisiert werden als in einem reinen Pflegeheim.

In den friiheren Projekten waren Gebaude mit 3 Stockwerken geplant. Heute bendtigt ein zeitgemasses
Alterszentrum mit rund 80 Platzen 3 bis 5 Stockwerke. Ubereinander liegende Abteilungen lassen sich
kostengunstiger betreiben als nebeneinander liegende Abteilungen.

Die Spitex Wirenlos muss in die Organisation und den Betrieb des Alterszentrums eingebunden werden,
da die Spitex-Kosten stark zunehmen und die Tragbarkeit fir die Wirenloser Finanzen in Frage gestellt
ist.

Es gibt verschiedene Varianten fir die Fuhrung des Alterszentrums. Die kostengiinstigste Losung ist
vermutlich mit einer Non-Profit-Organisation (z. B. Verein) mdglich, weil im Vergleich dazu ein Privat-
investor eine hohere Rendite erzielen will. Die Personalkosten sind die wesentlichsten Kostenfaktoren flr
den Betrieb einer Altersinstitution. Kurze Wege und rationelle Arbeitsablaufe sind mitbestimmend fur die
Kostenstruktur.

Die nicht gedeckten Restkosten des Heimaufenthaltes Gbernimmt die Gemeinde, sofern die Bewohner
Wohnsitz in der Gemeinde Wiurenlos begriinden. Beim Eintritt in Betreutes Wohnen wird normalerweise
Wohnsitz begriindet. Der Eintritt in ein Pflegeheim dagegen bedeutet nicht zwingend eine Wohnsitz-
nahme. Die Kosten fiir Senioren sind steigend und die Altersvorsorge reicht nicht in allen Fallen aus, um
solche Aufenthalte im letzten Lebensabschnitt zu finanzieren. Auch heute schon bezahlt die Gemeinde
Wirenlos auswartigen Institutionen die ungedeckten Kosten. Andererseits nehmen ehemalige Wiren-
loser Wohnsitz in anderen Gemeinden und entrichten dort auch ihre Steuern.




Finanzielle Belastung
der Gemeinde

Planungsschritte /
Weiteres Vorgehen

Bau- und Nutzungs-
ordnung (BNO)

Den Bau des Alterszentrums hat die Gemeinde Wirenlos dem Verein Alterszentrum Wdurenlos Ubertra-
gen. Die Gemeinde beteiligt sich mit einem Kapital von ca. 4 Mio. Franken aus dem Altersheimfonds und
sie stellt das Land (Zentrumswiese oder Wiemel) zu geeigneten Konditionen zur Verfigung, beispiels-
weise im Baurecht. Eine weitere finanzielle Beteiligung seitens der Gemeinde ist nicht vorgesehen. Bau-
herrschatft ist der Verein Alterszentrum Wiurenlos, und nicht die Gemeinde Wirenlos.

Der Gestaltungsplan "Dorfzentrum" regelt verschiedene Anliegen im festgelegten Perimeter rund ums
Zentrum. Er muss nach dem Entscheid der Gemeindeversammlung tber den Standort Alterszentrum
fertiggestellt werden. Zuvor ist auch der Masterplan "Zentrum Wirenlos" anzupassen. Wenn der Ent-
scheid zu Gunsten des Standorts Zentrumswiese ausfallt, dann muss das Baufeld durch den Gemeinde-
rat festgelegt werden. Anschliessend wird die Planung fortgesetzt. Das Gestaltungsplanverfahren nimmt
seinen Weg bis zur Rechtskraft. Danach kann das Baugesuchsverfahren starten. Fallt der Entscheid ftr
den Standort "Wiemel" aus, kann das Baugesuchsverfahren rasch angestrebt werden.

In der Bau- und Nutzungsordnung sind die Besonderheiten fir die Zone fur 6ffentliche Bauten (OB-Zone)
beschrieben. Diese bilden die Grundlagen fur ein bewilligungsfahiges Projekt. Zwischenzeitlich wurde
eine Anderung / Prazisierung betreffend der Grenzabstande beschlossen, wonach bei Mehrhéhen ein
grosserer Grenzabstand verlangt wird. Der seither giltige 8 16 Abs. 2 BNO lautet: "Gebaudehodhe, Gren-
und Gebaudeabstande werden vom Gemeinderat festgelegt. Gegentber angrenzenden Zonen sind
deren Vorschriften ber Abstande und Gebaudehohen einzuhalten. Eine Uberschreitung dieser Gebau-
dehdhen ist moglich, wenn sie mit einem um die Mehrhdhe vergrésserten Grenzabstand kompensiert
wird."



Studie Standort Zentrumswiese

Studie Fugazza Steinmann Partner, Grundriss

Héhen Situation

FUGAZZA STEINMANN PARTNER - DIPL. ARCHITEKTEN ETH/FH/SIAAG - SCHONAUSTRASSE 59 - 543

0 WETTING
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Standort Zentrumswiese, Ansicht Std

Standort Zentrumswiese, Ansicht Ost
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Standort Zentrumswiese, Ansicht Nord

Standort Zentrumswiese, Ansicht West
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Studie Standort "Wiemel"

Studie Moser Architekten, Grundriss
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Situation

MOSER ARCHITEKTEN DIPL ARCH ETH SIABSA STEINSTRASSE 65 8003 ZURICH



Standort "Wiemel", Ansicht Nord

Standort "Wiemel", Ansicht Ost
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Standort "Wiemel", Ansicht West

Standort "Wiemel", Aufsicht (aus Norden)
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Weitere Informationen und Faktoren
Landerwerb Zentrumswiese und "Wiemel"

Die Gemeinde hat Uber die vergangenen 40 Jahre in beiden Gebieten durch
Tausch und Kauf Land erworben.

Der Hauptteil des Landes der Zentrumswiese erfolgte durch Landabtausch.
Der Landerwerb hatte einerseits die Erhaltung der Grunflache im Dorfkern und
andererseits die Moglichkeit zum Bau eines Alterszentrums zum Zweck. Die
Wiese steht heute etwa je zur Halfte im Eigentum der Einwohnergemeinde und
der Ortsbirgergemeinde. Den grossten Teil der Flache erwarben Einwohner-
und Ortsbirgergemeinde Mitte der 1980-er Jahre durch Tausch. 2000 und
2012 erwarb die Einwohnergemeinde zwei Parzellen fir insgesamt rund
2,6 Mio. Franken. Will die Gemeinde das Alterszentrum auf der Zentrumswiese
bauen lassen, dann musste sie von der Ortsbirgergemeinde noch eine Land-
flache im Wert von ca. 1,2 Mio. Franken erwerben - oder abtauschen mit der
Ende 2012 erworbenen Parzelle 4729.

Fur den Landerwerb im "Wiemel" zahlte die Gemeinde zwischen 1989 und
2001 rund 4,6 Mio. Franken. Dieses Land wurde fir die Erweiterung der Sport-
anlage "Landli" erworben, welche jedoch wegen diverser Beschwerdeverfahren
nicht realisiert werden kann. Das Land befindet sich in der Zone fiir offentliche
Bauten (OB-Zone). Der Landerwerb erfolgte nicht in der urspringlichen Ab-
sicht zur Erstellung eines Alterszentrums. Weil heute feststeht, dass ein Sport-
platz in diesem Gebiet ausgeschlossen werden darf, steht das Land fur andere
offentliche Nutzungen zur Verfiigung, also auch fir den Bau eines Alterszent-
rums.

Planungskosten

Die Gemeinde hat fur die Zentrumswiese und fur den "Wiemel" etwa gleich viel
Gelder fur Planungs- und Verfahrenskosten ausgegeben (in etwa je
Fr. 600'000). Wahrenddem mit den Ausgaben fir Planungen auf der Zent-
rumswiese u. a. der Masterplan "Zentrum Wiurenlos" und der Gestaltungsplan
"Dorfzentrum” (noch pendent) erstellt wurden, welche einen Gegenwert dar-
stellen, sind die Kosten, welche fir Projektierung und Beschwerdeverfahren fur
die Sportanlagenerweiterung "Landli" ausgegeben wurden, vollumfanglich
verloren.

Erschliessungskosten
Beide Standorte kbénnen im Prinzip als erschlossen bezeichnet werden. Den-
noch werden beiderorts erhebliche Erschliessungskosten anfallen. Die heutige

Poststrasse, welche auch die Zentrumswiese erschliessen wirde, ist bereits
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heute stark durch den taglichen Autoverkehr (Coop, Post, Marktgasse) bela-
stet. Der Bau des Alterszentrums wirde zwingend Anpassungen an der Post-
strasse erfordern, ansonsten mit erheblichen Behinderungen, wenn nicht gar
mit einem Kollaps zu rechnen ware. Wahrend der Bauphase ware in jedem
Fall mit starken Behinderungen zu rechnen. Beim Standort "Wiemel" wiederum
waren Teile des Schwimmbadparkplatzes zu befestigen und allenfalls eine
Busschlaufe einzurichten. Je nach Losung wére bei beiden Standorten mit
Kosten zwischen Fr. 350'000.00 bis Fr. 800'000.00 zu rechnen.

Erweiterter Standort Zentrumswiese

Um das Alterszentrum im Dorfzentrum realisieren zu kdnnen und dabei die
Zentrumswiese zumindest teilweise zu schonen, wurden auch schon Varianten
eines erweiterten Standorts Zentrumswiese thematisiert. Die Idee besteht
darin, Teile des Alterszentrumskomplexes auf der Bauflache des "Brunnerhofs"
2. Etappe (Baufeld Landstrasse / Dorfstrasse / Chileweg) und/oder auf dem
Grundstick mit dem Post-Gebaude. Diese Grundstiicke stehen allerdings nicht
im Eigentum der o6ffentlichen Hand.

Nutzung der Zentrumswiese

Die Zentrumswiese soll der Erholung dienen und ein Begegnungsort werden.
Dieses Ziel verfolgt man in Wirenlos seit rund 30 Jahren. Im Falle der Bebau-
ung mit einem Alterszentrum wirde die noch verbleibende Restflache dafir
verwendet. Bei einer spateren Erweiterung des Alterszentrums wirde diese
Restflache weitestgehend Uberbaut. Wird das Alterszentrum nicht auf der
Zentrumswiese gebaut, so wirde voraussichtlich die Flache zwischen Rdssli-
weg und Furtbach als griine Oase bestehen bleiben und stédnde fir Erholung
und Begegnung zur Verfugung. Bisher wurde die Zentrumswiese - mit Aus-
nahme des Dorffestes Wirenlos 2012 - praktisch nie von der Offentlichkeit
benitzt. Weil sich die Planung bis anhin immer auf das zu realisierende Alters-
zentrum konzentrierte, wurde bislang selbst eine Zwischennutzung ausser
Acht gelassen. Dies wére jedoch - in einfacherem (finanziellen) Rahmen mit
dem Erstellen von einigen Sitzbanken und einem Spielplatz - relativ rasch um-
setzbar. Die ortshildpragende Zentrumsscheune soll als Ubergang zur Miihle-
gasse erhalten bleiben und konnte mittelfristig beispielsweise kulturellen
Zwecken dienen. lhre Erhaltung und die Nutzungsmdglichkeiten wéaren im
Masterplan "Zentrum Wiirenlos" festzulegen.

Es ist denkbar, aber nicht zwingend, die Wiese tiefgreifend zu gestalten. Es
muss auch nicht unbedingt die Aufgabe der heutigen Generation sein, die Nut-
zung der Zentrumswiese abschliessend und umfassend festzulegen. Damit
wird den kommenden Generationen viel Handlungsspielraum genommen.
Gerade die heutigen Bestrebungen zur Entwicklung qualitatsvoller Siedlungs-
raume erfordert, dass nicht nur einseitig die Bebauung den Planungsinhalt
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ausmacht, sondern mit Blick auf die zunehmend verdichtete Bauweise beson-
ders auch die FreirAume gesichert werden.

Grune Freiflachen im engeren Dorfgebiet verschwinden. Die Bilder zeigen,
welche Griinflachen zwischen 2010 und ca. 2020 verbaut werden.

Wirenlos hat die exklusive Mdglichkeit, sich eine historisch gewachsene griine
Oase im Dorfzentrum zu bewahren. In wenigen Jahren werden praktisch alle
grésseren Grunflachen, die sich noch in der Nahe des Dorfzentrums befinden,
vollstandig Uberbaut sein, darunter die Gebiete "Huebacher", "Gatteracher"
und "Steinhof"-Areal. Naturlich verfigt die Gemeinde Uber einen griinen
Aussengurtel. Aber er liegt eben nicht im Zentrum, wo die Menschen leben,
sich aufhalten und begegnen.

Zentrumswiese heute
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Die kurzlich erworbene (zwischen Rdssliweg und Chileweg gelegene) Parzelle
3704 konnte unter Umstanden mit der Ortsbirgergemeinde abgetauscht
werden. Sie ist wertméssig nahezu identisch mit dem Teilstlick, welches die
Einwohnergemeinde von der Ortsbirgergemeinde urspringlich Gbernehmen
sollte. Die Ortsburgergemeinde hatte sodann die Moglichkeit, die Parzelle im
Baurecht abzugeben und dort allenfalls weitere Alterswohnungen - oder eine
Uberbauung mit gemischter Wohnform (z. B. Senioren und Familien) - realisie-
ren zu lassen. Damit wiirde sie neue Einnahmen generieren, womit also auch
der Ortsbirgergemeinde gedient wére.

Busanbindung "Wiemel"

Es ware moglich, den "Wiemel" mit einer RVBW-Buslinie zu verbinden. Die
Busschlaufe via Parkplatz Schwimmbad ware im Grundzug schon vorhanden.
Von der Busanbindung kdnnte auch das Schwimmbad "Wiemel" profitieren. Mit
der neuen Haltestelle ware eine Anderung des Fahrplans erforderlich, was in
erster Linie Sache der Regionalen Verkehrsbetriebe Baden-Wettingen ware.
Die damit zusammenhé&ngenden Kosten wurden nicht erhoben. Denkbar ware
auch, dass die Betreiberin des Alterszentrums einen eigenen Bus anschafft,
wie das bei verschiedenen Heimen ublich ist.

Synergien mit Tagesstrukturen fur Kinder

Die Gemeinde Wdrenlos stellt heute mietweise ihre Liegenschaften
Dorfstrasse 16 und Rossliweg 2 fur die Tagesstrukturen (Kinderkrippe, Hort,
Mittagstisch) zur Verfigung. Beide Liegenschaften sind nicht optimal fur diese
Art der Nutzung und die Kapazitatsgrenzen sind erreicht. Es mussen mittel-
fristig geeignete Ersatzraumlichkeiten geschaffen werden. Im Zusammenhang
mit dem Bau des Alterszentrums im "Wiemel" béte sich an, die Tagesstruktu-
ren an diesen Gebaudekomplex anzuschliessen. Dadurch liessen sich wert-
volle Synergien nutzen (Kuche, Parkplatze, Heizung) und die Tagesstrukturen
lAgen naher beim Schulareal, was nicht nur einen viel kirzeren, sondern auch
einen verkehrssicheren Weg fir die Kinder bedeuten wirde. Positiv wéare auch
der Aspekt der Begegnung von Alt und Jung.
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Dauer der Verfahren

Fur die Realisierung des Alterszentrums auf der Zentrumswiese mussen in
einem ersten Schritt der bestehende Masterplan "Zentrum Wiurenlos" aktuali-
siert und in einem zweiten Schritt der Gestaltungsplan "Dorfzentrum™ Uberar-
beitet werden. Fiur das Gestaltungsplanverfahren ist eine offentliche Auflage
erforderlich. Erst wenn der Gestaltungsplan rechtskraftig ist, kann das Baube-
willigungsverfahren durchgefihrt werden.

Fur den Standort "Wiemel" gibt es keine Gestaltungsplanpflicht. Es wére még-
lich, hier direkt mit dem Baubewilligungsverfahren zu starten. Die Dauer bis zu
einer moglichen Realisierung eines Alterszentrums dirften folglich deutlich
kirzer ausfallen.

Im Folgenden werden die ungefahren Verfahrensdauern aufgezeigt:

Ablauf Gestaltungsplan

Uberarbeitung Masterplan "Zentrum Wirenlos"
Verabschiedung durch Gemeinderat
» 3 -4 Monate (inkl. Mitwirkung)

Ausarbeitung Gestaltungsplan "Dorfzentrum" inkl. Erschliessungsplan
Entwurf Planungsbericht

Planungsbeauftragter, Jurist, Landschaftsplaner, Verkehrsplaner
Ausarbeitung in Arbeitsgruppe, Planungskommission

Orientierung der Einwohner

Verabschiedung Entwurf durch Gemeinderat

» mind. 4 Monate

Kantonale Vorprifung, Mitwirkungsverfahren
Angepasst auf neues Projekt auf Zentrumswiese
» ca. 2 Monate

Bereinigung Gestaltungsplan "Dorfzentrum"

aufgrund Ergebnis kantonaler Vorprifung und Mitwirkungsverfahren
Vorbereitung 6ffentliche Auflage und Publikation

» mind. 1 Monat

Einwendungsverfahren (wahrend offentlicher Auflage)
Legitimation nach § 42 Verwaltungsrechtspflegegesetz (VRPG)
» 1 Monat

Bei Einwendungen: Einigungsverhandlungen (Gemeinderat)
» 2 Monate
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Genehmigung durch Departement Bau, Verkehr und Umwelt (BVU)
» 2 Monate

Verfahrensdauer bei Verwaltungsbeschwerden gegen den Beschluss
des Gemeinderates
» 10 Monate

Verfahrensdauer bei Verwaltungsgerichtsbeschwerden gegen den
Beschluss des BVU
» 8 Monate

Rechtskraft: mit Genehmigung durch BVU

» » » Total ca. 35 Monate, ohne Beschwerden 17 Monate

Ablauf Baubewilligungsverfahren

Entscheid Gber Baugesuch und tber Einwendungen (Gemeinderat)
nach Rechtskraft des Gestaltungsplans
» 1 Monat (teilweise Behandlung wahrend Beschwerdeverfahren)

Verfahrensdauer falls Verwaltungsbeschwerde gegen die Baubewilligung
erhoben wird (BVU)
» 10 Monate

Verfahrensdauer falls Verwaltungsgerichtsbeschwerde gegen die Baube-
willigung erhoben wird (Verwaltungsgericht)
» 8 Monate



Haltung des Gemeinderates

In den vergangenen zwei Jahrzehnten hat der Gemeinderat - in welcher
Zusammensetzung auch immer - stets das Ziel verfolgt, raschmdglichst den
Bau eines Alterszentrums zu erreichen. Dass sich in dieser komplizierten,
vielschichtigen Thematik die Vorzeichen fir Wohnen und Leben im Alter inner-
halb der letzten Jahre stark verdandert haben, sind aussere Einflisse, auf wel-
che die kommunale politische Behérde kaum Einfluss hat, die sie jedoch ernst
zu nehmen und in ihrer Strategie zu bericksichtigen hat.

Die Planung fur das Wohnen und Leben im Alter ist langst nicht mehr eine
autarke Angelegenheit einer einzelnen Gemeinde, sondern sie muss auch
regional abgestimmt sein. Laut Prognosen werden in der Region Baden in
Zukunft einige hundert Alterspflegeplatze fehlen. Es ist absehbar, dass das
heute geplante Alterszentrum in Wirenlos dereinst erweitert werden muss.

Die Gemeinde Wirenlos plant nun seit mehreren Jahrzehnten ein Alterszent-
rum. Vor etwas mehr als 22 Jahren entschied sich die Einwohnergemeinde-
versammlung fir die "Vogtwiese" (heute Zentrumswiese) als Standort flr das
Alterszentrum. Zur Auswahl standen damals die "Vogtwiese" und der "Gatter-
acher". Seither gilt die Zentrumswiese als Standort gesetzt und alle Planungen
fur das Wohnen im Alter haben sich auf sie konzentriert. Trotz enormer Bemii-
hungen wurden eher bescheidene Fortschritte erzielt und das Ziel konnte bis
heute nicht erreicht werden. Zwei Projekte scheiterten seither, obwohl sie an
ganz unterschiedlichen Standorten auf der Zentrumswiese vorgesehen waren.
Es zeigt sich immer wieder, dass die 6rtlichen Gegebenheiten alles andere als
einfach sind und letztlich Emotionen fur das Dorfzentrum eine wichtige Rolle
spielen.

Unbestritten besteht ein breiter Konsens darin, dass Wiurenlos ein Alterszent-
rum erhalten soll, und das méglichst bald.

Die Vorzeichen waren damals, als der Standortentscheid gefallt wurde, aber
ganz andere als es die heutigen sind:

e Als Bauherrin ware die Einwohnergemeinde Wirenlos aufgetreten. Heute
wirde der Verein Alterszentrum Wirenlos - oder in dessen Auftrag ein
Investor - auftreten. Der Gemeindebehdrde blieben nur sehr beschrankte
Maoglichkeiten, auf die Architektur Einfluss zu nehmen.

e Zur Auswahl standen 1990 nur die Standorte "Gatteracher" und "Vogt-
wiese". Heute liegt mit dem "Wiemel" eine attraktive Alternative vor.

e Vorgesehen war in erster Linie ein kompakter Bau als Alterszentrum.
Heute werden mehrere Baukuben bendtigt, um das vorgesehene Raum-
konzept umsetzen zu kdnnen.
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Fazit

Der Gemeinderat hat in jungster Zeit wiederholt lange und intensive Diskus-
sionen gefihrt. Er hat es sich im Findungsprozess alles andere als leicht ge-
macht. Nach eingehender Abwagung aller Vor- und Nachteile und unter
Bericksichtigung der wichtigsten Faktoren - allen voran Realisierungszeitraum
und Wirtschaftlichkeit, aber auch Synergiennutzung mit Tagesstrukturen, Orts-
bildvertraglichkeit und Erhalt von griinem Freiraum im Dorfzentrum - ist er zur
Uberzeugung gelangt, dass der Standort "Wiemel" zu favorisieren ist, wenn
Wirenlos bald ein Alterszentrum haben mochte. Daher unterbreitet der
Gemeinderat den nachfolgenden Antrag.

Antrag:

Als Standort fur das Alterszentrum Wirenlos sei der "Wiemel" festzulegen.

Weitere Informationen

Alle Informationen sowie weitere Details zu den Studien,
insbesondere zu den hier nicht aufgezeigten Alternativen
auf der Zentrumswiese und im "Wiemel", sind jederzeit
auch im Internet unter www.wuerenlos.ch > Leben > Alter
zu finden. Sie sind wahrend der 6ffentlichen Auflage auch
auf der Gemeindekanzlei einsehbar.

Es empfiehlt sich, die beiden Standorte vor Ort zu besich-
tigen.
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Traktandum 8

Gesamtrevision Allgemeine Nutzungsplanung; Verpflichtungskredit

Ausgangslage

Die rechtskraftigen Planungsinstrumente der Gemeinde Wurenlos wurden von
der Gemeindeversammlung am 26. Oktober 2000 letztmals gesamthaft be-
schlossen. Die eigentliche Erarbeitung der Planung geht auf die Jahre
1998/1999 zurtick. Seither wurden beim Bund die Verordnungen zu Raumpla-
nungs- und zum Gewasserschutzgesetz geandert. Der Kanton Aargau ist dem
interkantonalen Konkordat zur Harmonisierung der Baubegriffe beigetreten, hat
sein Baugesetz Uberarbeitet und eine neue Bauverordnung beschlossen. Das
neue Kulturgesetz ist seit 2009 in Kraft und der Kantonale Richtplan wurde
2011 gesamthaft neu beschlossen. Inhalte und Reglementierungsdichte der
Bau- und Nutzungsordnung und der Nutzungsplane von Wirenlos stimmen mit
den Grundlagen des Bundes und des Kantons nicht mehr tberein.

Uber die letzten 15 Jahre haben in Wiirenlos sowohl die Anzahl Einwohner wie
auch die Anzahl Arbeitsplatze um rund 20 % zugenommen. Die uniiberbauten
Flachen von rund 12 ha machen noch etwas tber 10 % der Bauzone aus. Eine
Uberprufung der inneren und ausseren Abgrenzung des Baugebietes drangt
sich auf. Madoglichkeiten zur inneren Verdichtung sind zu prifen. Der
Gestaltungsplan "Schitzenswerte Bausubstanz" ist anzupassen und in diesem
Zusammenhang ist auch ein aktuelles Inventar der schutzwirdigen Gebaude
zu erstellen.

Der Grosse Rat hat mit Beschluss vom 1. Marz 2005 die Zuweisung des
Gebietes "Buechrai" in die Bauzone zur Neubeurteilung an den Gemeinderat
zurickgewiesen. Dieser Auftrag des Grossen Rates ist noch pendent und
muss im Zusammenhang mit der geplanten Gesamtrevision dringend ange-
gangen werden. Seit einiger Zeit ist die Gemeinde daran, die Zentrumsplanung
zu vertiefen. Ebenfalls in Arbeit ist eine Entwicklungsstudie im Gebiet "Im
Grund". Diese Teilplanungen brauchen eine aktuelle Grundlage in einer revi-
dierten Nutzungsplanung. Parallel zur Gesamtrevision soll auch die "Moderne
Melioration" angegangen werden.

Zielsetzung und Vorgehen
Mit der Revision der Nutzungsplanung will der Gemeinderat tiber die nachsten

15 Jahre eine massvolle Entwicklung der Gemeinde unter Wahrung der teil-
weise noch bestehenden dorflichen Qualitaten ermaoglichen.
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¢ Im Siedlungsgebiet sollen attraktives Wohnen und das ansassige Gewerbe
in der Dorfgemeinschaft geférdert werden. Bedarf und Lage von Flachen
fur offentliche Anlagen, insbesondere fur Erholungszonen und Schulraum-
anlagen, sind zu Uberprifen.

e Gemeinsam mit der Land- und Forstwirtschaft soll die Vielfalt der Land-
schaft bewahrt und gefordert werden.

Der Gemeinderat beabsichtigt, die bestehende Planungskommission mit der
Erarbeitung der Planung zu beauftragen. Fir die Bearbeitung der Bau- und
Nutzungsordnung wird eine Arbeitsgruppe gebildet. Darin sollen Vertreter von
Bauverwaltung, Planungskommission, Baukommission und Ortsbildschutz-
kommission Einsitz nehmen.

Zur Information der Bevoélkerung sind zwei offentliche Orientierungsveranstal-
tungen geplant; eine im Rahmen des Mitwirkungsverfahrens, eine zweite wéah-
rend der oOffentlichen Auflage. Fir den Einbezug von Parteien und Interessen-
gruppen behalt sich der Gemeinderat vor, weitere Veranstaltungen nach
Bedarf anzusetzen.

Der Beginn der Planungsarbeiten ist auf den Spatsommer 2013 vorgesehen.
Der Gemeinderat erwartet innerhalb eines Jahres eine Planungsvorlage, wel-
che der kantonalen Abteilung Raumentwicklung zur Vorprifung unterbreitet
werden kann. Das anschliessende Mitwirkungsverfahren, die offentliche Auf-
lage mit der Behandlung allfalliger Einsprachen bis zur Vorlage an die
Gemeindeversammlung wird voraussichtlich ein weiteres Jahr beanspruchen.

Arbeitsumfang
Phase 1: Planungsziele

Basierend auf den kantonalen und regionalen Grundlagen sowie den Resulta-
ten, welche in der Testplanung 2010 erarbeitet wurden, sind erstens Aus-
gangslage und Rahmenbedingungen darzulegen, zweitens Planungsgegen-
stand und Ziele zu formulieren und drittens die zentralen Sachthemen zu um-
schreiben. Das von der Planungskommission verabschiedete Paket wird dem
Gemeinderat zur Kommentierung und Beschlussfassung unterbreitet.

Phase 2: Planungsinhalte

Erarbeitung der Inventare und Sachthemen, Interessenabwagung und Umset-
zung der Inventare in die Planungsinstrumente (Gesamtplan Verkehr, Bau-
zonenplan, Kulturlandplan, Bau- und Nutzungsordnung), redaktionelle Bear-
beitung des Vorprufungsentwurfes, Verabschiedung durch die Planungskom-
mission, Vorlage an den Gemeinderat, Einreichung zur ersten Vorprifung
durch die kantonalen Fachstellen.
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Phase 3: Verfahren

Mitwirkungsverfahren mit offentlicher Orientierungsveranstaltung, Verfassen
des Mitwirkungsberichtes, Uberarbeitung der Planungsvorlage aufgrund der
Mitwirkungsergebnisse und des Vorprufungsberichts, Eingabe zur abschlies-
senden Vorprifung, Auflageverfahren und Behandlung der Einwendungen,
Vorlage an die Gemeindeversammlung.

Zeitlicher Ablauf

Die Arbeiten zur Phase 1 sollten nach ca. drei Monaten abgeschlossen
sein und zur Beschlussfassung an den Gemeinderat gehen.

Die Bearbeitung der Planungsinhalte, Phase 2, bis zur Verabschiedung zur
ersten Vorprufung ist ca. zwolf Monate nach Planungsbeginn vorgesehen.

Das Mitwirkungsverfahren, die Uberarbeitung zur abschliessenden Vorprii-
fung, das Auflageverfahren und die Behandlung der Einwendungen bis hin
zur Vorlage an die Gemeindeversammlung bilden die Phase 3, welche un-
gefahr ein weiteres Jahr in Anspruch nehmen wird.

Fiur das anschliessende Verfahren bis zur Genehmigung durch den Regie-
rungsrat oder allenfalls den Grossen Rat ist mit einem weiteren Jahr zu
rechnen. Mit der Rechtskraft der revidierten Planungsinstrumente ist fri-
hestens in der zweiten Halfte 2016 zu rechnen.

Phase 1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr
1.0 [22Q [3.Q0 [4Q [1.Q |2.Q |3.Q |4.Q
1 Ziele
Inhalte

Verfahren

W (N

| | | Genehmigung
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Kosten

Fur die beschriebenen Planungsschritte ist aufgrund einer Kostenschatzung
mit folgenden Kosten zu rechnen:

Uberarbeitung Landschaftsinventar Fr. 25'000.00
Inventar der Baudenkmaler Fr. 10'000.00
Plangrundlagen Fr. 10'000.00
Verfahrensbegleitung Fr.  155'000.00
Sitzungsgelder Fr. 10'000.00
Publikations- und Druckkosten Fr. 15'000.00
Total Kostenschatzung Fr. 225'000.00
Unvorgesehenes / Reserve Fr. 15'000.00
Total Planungskosten (inkl. MWST) Fr. 240'000.00
Antrag

Fur die Gesamtrevision der Allgemeinen Nutzungsplanung sei ein Verpflich-
tungskredit von Fr. 240'000.00 zu genehmigen.
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Traktandum 9

Beitrag an Umbau und Erweiterung Kurtheater Baden; Verpflichtungs-
kredit

Ausgangslage

Das Kurtheater ist heute die einzige Vollbthne im Kanton Aargau und lockt
jahrlich gegen 42'000 Besucher an. Das Theater geniesst in und ausserhalb
der Region Baden einen ausgezeichneten Ruf. Mehr als die Halfte der Besu-
cherinnen und Besucher stammen aus Gemeinden von Baden Regio, knapp
ein Drittel aus dem restlichen Kanton. Rund ein Sechstel der Gaste stammen
aus anderen Kantonen oder aus Suddeutschland. Die Einwohnerinnen und
Einwohner der gesamten Region profitieren von einem hochstehenden Kultur-
angebot, das mit geringen offentlichen Mitteln bereitgestellt wird. Das bis anhin
erfolgreiche Konzept soll beibehalten werden. Es ist die wirtschaftlichste Vari-
ante, ein professionelles Theaterhaus zu betreiben.

Seit seiner Eroffnung 1952 wurde das Kurtheater nie umfassend saniert. Die
Bausubstanz befindet sich in einem entsprechend schlechten Zustand und
weist erhebliche Méangel auf. Diese erschweren den sicheren und stérungs-
freien Betrieb des Theaters. Das Kurtheater Baden gentigt deshalb den An-
sprichen an ein zeitgemasses Theater nicht mehr.

Umbau und Erweiterung

Heute liegt ein Uberarbeitetes Umbau- und Erweiterungsprojekt vor, das den
verschiedenen Anspriichen gerecht wird und den einmaligen Charakter des
wertvollen Bauwerks ganz im Sinne der Denkmalpflege bewahrt. Das Projekt
ermoglicht eine architektonisch, betrieblich und wirtschaftlich stimmige Losung.
Als Sofortmassnahme werden die Beleuchtungs- und Bihnentechnik und die
Elektroinstallationen zur Sicherung des Theaterbetriebs saniert. Die Mass-
nahmen im technischen Bereich werden auch zu einer qualitativen Steigerung
der Produktionen fihren. Ein neuer Proberaum ermdglicht die Vermietung und
Nutzung fur kleinere Anlasse. Die wichtige Hinterbihne wird von der Anliefer-
rampe baulich abgetrennt; damit kann die Hinterbiihne noch besser als
Schnittstelle zwischen Anlieferung und Hauptblihne genutzt werden. Nebst der
Verbesserung der Akustik wird auch dem Schallschutz noch besser Rechnung
getragen. Weiter wird das Geb&ude auch von Asbest saniert. Die eigentliche
Erweiterung und der weitere Umbau werden nach Genehmigung des Baukre-
dites in den Jahren 2015 und 2016 erfolgen.
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Finanzierung

Die gesamte Sanierung sieht Baukosten von 34,2 Mio. Franken vor. Der Bei-
trag der Regionsgemeinden von Baden Regio stellt eine wichtige finanzielle
Komponente innerhalb des Gesamtkostenteilers mit den anderen Partnern dar.
Die Beitrage des Kantons Aargau, der Stadt Baden, der Theaterstiftung stehen
bereits fest. Die Gemeinde Wettingen wird ebenfalls einen namhaften Beitrag
leisten. Die Stadt Baden hat den Gemeinden von Baden Regio eine feste Be-
teiligung von 2 Mio. Franken vorgeschlagen. Der Vorstand von Baden Regio
hat diese Summe und den Kostenteiler fiir die Mitgliedsgemeinden einstimmig
gutgeheissen.

Gemass Vorschlag beteiligen sich die Gemeinden Uber die Bauzeit mit jahrli-
chen Beitrdgen. Diese Beitrdge konnen in den Finanzplan eingestellt und als-
dann jahrlich via Budget bewilligt oder via Verpflichtungskredit gesprochen
werden. Der Gemeinderat ist der Auffassung, dass die Genehmigung eines
Verpflichtungskredites transparenter ist.

Fur Wiurenlos ergibt sich eine Kostenbeteiligung, gestaffelt zahlbar wahrend
der Bauzeit, wie folgt:

Beitrag 2014 Fr. 39'000.00
Beitrag 2015 Fr. 39'000.00
Beitrag 2016 Fr. 40'000.00
Total Beitrag Gemeinde Wurenlos Fr. 118'000.00
Zusammenfassung

Das Kurtheater Baden erbringt mit geringen Mitteln hohe Leistungen, welche
nur in einem Verbund von Kanton, Standortgemeinde, Dritten und den
Gemeinden der Region gemeinsam getragen werden kénnen. Die Sanierung
der Anlage ist nach 60 Betriebsjahren tberfallig. Der Beitrag der Gemeinden
der Region ist angemessen und aufgrund der jahrlichen und tranchenweisen
Zahlungsmaoglichkeit fur die Gemeinden verkraftbar.

Antrag:

Fur den Umbau und die Erweiterung des Kurtheaters Baden sei ein Verpflich-
tungskredit von Fr. 118'000.00 zu genehmigen.
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Traktandum 10

Zusammenschluss der Zivilschutzorganisationen Wettingen und
Limmattal (Neuenhof, Killwangen, Spreitenbach, Wuirenlos) zur Zivil-
schutzorganisation Wettingen-Limmattal; Gemeindevertrag

Das Wichtigste in Klrze

Seit dem 1. Juli 2001 ist die Zivilschutzorganisation Limmattal gestitzt auf
einen Gemeindevertrag fur das Gebiet der Gemeinden Neuenhof, Killwangen
und Spreitenbach zustandig. Seit 1. Januar 2004 ist zusatzlich auch die
Gemeinde Wirenlos dazu gestossen. Die vertraglich festgelegte Zusammen-
arbeit hat sich sehr bewahrt. Die Zivilschutzorganisation Wettingen war bis
heute selbststadndig und ausschliesslich fur die Gemeinde Wettingen zustan-
dig. Das Verbundsystem Bevolkerungsschutz sorgt fur Koordination und Zu-
sammenarbeit der Partnerorganisationen Polizei, Feuerwehr, Gesundheits-
wesen, technische Betriebe und Zivilschutz. Urspringlich auf den bewaffneten
Konflikt ausgerichtet, ist der Zivilschutz seit den letzten Reformen (1995 /
2004) auf die Bewaltigung von Katastrophen und Notlagen fokussiert. Er ist im
Unterschied zu den anderen Partnerorganisationen des Bevdlkerungsschutzes
grundsatzlich als Einsatz- und Schwergewichtsmittel der zweiten Staffel posi-
tioniert und soll insbesondere die Durchhalte- und Leistungsfahigkeit der ande-
ren Partnerorganisationen erhdhen. Die im sicherheitspolitischen Bericht des
Bundes und in den Gefahrenanalysen des Kantons festgehaltenen gegenwar-
tigen, potenziellen Bedrohungen und Gefahren verlangen eine hohe Bereit-
schaft und Flexibilitat des Zivilschutzes. Das fuhrt mit zunehmendem Druck
von Bund und Kanton zu einer vermehrten Regionalisierung des Bevolke-
rungs- und Zivilschutzes mehrerer Gemeinden und damit verbunden zu einer
stetigen Erhéhung der Professionalitat.

Die Gemeinden Wettingen, Neuenhof, Killwangen, Spreitenbach und Wirenlos
(Kreis 2 Limmattal, ohne Bergdietikon) beabsichtigen daher, zuklnftig die Auf-
gaben des Bevolkerungs- und Zivilschutzes gemeinsam zu erbringen. Zu die-
sem Zweck haben die Gemeinden den vorliegenden Gemeindevertrag zur
Grundung der regionalen Zivilschutzorganisation Wettingen-Limmattal ausge-
arbeitet. Die Abteilung Militar und Bevélkerungsschutz des Kantons Aargau
befirwortet diesen Schritt. Der Gemeindevertrag soll nach Vorliegen der
rechtskraftigen Entscheide des Einwohnerrates Wettingen und der Gemeinde-
versammlungen der einzelnen Gemeinden per 1. Januar 2014 in Kraft treten.
Die Kundigungsfrist des Vertrages betragt ein Jahr, jeweils auf Ende eines
Kalenderjahres. Ohne Kindigung erneuert sich der Vertrag jeweils stillschwei-
gend um ein weiteres Jahr. Dem Kostenteiler fir die Tragung der entstehen-
den Gesamtkosten der Zivilschutzorganisation Wettingen-Limmattal liegen
einvernehmlich die jeweils aktuellen Einwohnerzahlen zugrunde. Die Netto-
ausgaben fir das Jahr 2014 beziffern sich fir die Zivilschutzorganisation Wet-
tingen-Limmattal und das Regionale Fihrungsorgan Wettingen-Limmattal
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(siehe nachstes Traktandum) zusammen auf Fr. 737'640.00. Die Pro-Kopf-
Ausgaben belaufen sich damit durchschnittlich auf ca. Fr. 15.15 pro Jahr. Bei
ahnlich grossen Organisationen im Kanton Aargau sind die Kosten um ca. 30%
hoher und bewegen sich also bei ca. Fr. 20.00 und mehr pro Kopf und Jahr.
Wenn die beiden bisherigen Organisationen (ZSO und RFO) ihre zukinftigen
Aufwendungen alleine tragen mitssten, ware mit mehr als 40 % hoéheren Pro-
Kopf-Ausgaben zu rechnen. Mit der Genehmigung dieses Gemeindevertrages
wird der bisherige Gemeindevertrag zwischen den Gemeinden Neuenhof, Kill-
wangen, Spreitenbach und Wirenlos per 31. Dezember 2012 aufgeldst.

Ausgangslage

Armee und Zivilschutz sind dauernden Neuerungen und Umstrukturierungen
unterworfen. Mit der Reform 2004 wurde der Zivilschutz definitiv zu einem
schlagkraftigen Instrument zur Katastrophen- und Nothilfe der Gemeinde-
behdrde umgestaltet. Die Arbeit im Zivilschutz wurde vielseitiger und interes-
santer und die Motivation der Schutzdienstleistenden stieg parallel zur stark
umgebauten Ausbildung. Per 1. Januar 2004 wurde das Bundesgesetz Uber
den Bevolkerungsschutz und den Zivilschutz (BZG) in Kraft gesetzt. Im
Wesentlichen ging es dabei um die Optimierung der Mittel im Bereich der
Feuerwehr, der Gemeindepolizei, des Zivilschutzes, des o6ffentlichen Gesund-
heitswesens und der Gemeindewerke. Die Schutzdienstpflicht wurde auf das
40. Altersjahr und damit die Bestande um 40 % auf die heutigen Bestande
reduziert. Die Praxis zeigt aber, dass es durch diese Massnahmen flr kleinere
und mittlere Zivilschutzorganisationen zunehmend schwieriger wird, die nach
wie vor notwendigen Positionen auf Mannschafts- und Kaderebene zu beset-
zen. Seit 2011 lauft die allgemeine Ersatzbeschaffung der grosstenteils mehr
als 20-jahrigen Einsatzgeratschaften fur die Pioniere. Pro Unterstitzungszug
rechnet man dabei mit Kosten bis zu Fr. 200'000.00. Bis Ende 2013 werden
die beiden ZSO je 2 Unterstltzungsziige ausgeristet haben. 2014 stiinde
dann noch je die Beschaffung fur den 3. Unterstitzungszug an. Federfihrend
fur die Beschaffung ist dabei die Abteilung Militar und Bevélkerungsschutz des
Kantons (AMB). Unbestritten ist, dass mit dieser Beschaffung der Zivilschutz
moderner und mobiler wird.

Im Hinblick auf diese Problematiken haben die Gemeinderate von Wettingen,
Neuenhof, Killwangen, Spreitenbach und Wiurenlos grundsatzliche Abklarun-
gen Uber einen mdglichen Zusammenschluss der Zivilschutzorganisation
Wettingen mit der seit dem 1. Juli 2001 gut eingeftihrten Zivilschutzorganisa-
tionen Limmattal der Gemeinden Neuenhof, Killwangen, Spreitenbach und
Wirenlos (seit 2004) getroffen. Die AMB beflirwortet den Zusammenschluss,
der mit den kantonalen Vorstellungen Ubereinstimmt. Der Regierungsrat hat
diesbeziiglich schon vor einiger Zeit den Willen bekundet, die Anzahl Zivil-
schutzorganisationen im Kanton Aargau stark zu reduzieren. Man rechnet in
Zukunft noch mit wesentlich weniger als 30 regionalen Zivilschutzorganisatio-
nen. Eine Projektgruppe, bestehend aus den gemeinderatlichen Ressortver-
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tretern und den Kommandanten der beiden Zivilschutzorganisationen, hat in
der Folge auftragsgemass weitere Abklarungen in Bezug auf einen moglichen
Zusammenschluss getroffen. Hauptpunkte waren: Organisationsform, Anlagen,
Material, Personal und Finanzen.

Generelle Beurteilung

Aus rechtlicher Sicht steht dem Zusammenschluss der Zivilschutzorganisation
Wettingen und der Zivilschutzorganisation Limmattal nichts im Weg. Im Hin-
blick auf eine weitere Regionalisierung im Rahmen des neuen Zivilschutzes
wird dieser Zusammenschluss als vernlnftig erachtet. Der Zusammenschluss
der Zivilschutzorganisationen ist die gesetzliche Voraussetzung fir den eben-
falls logischen Zusammenschluss des Regionalen Fihrungsorganes (siehe
nachstes Traktandum). Die damalige Herabsetzung der Schutzdienstpflicht auf
das Ende des 40. Altersjahres, verbunden mit der massiven Bestandesreduk-
tion, hat die Personalrekrutierungsprobleme in beiden Zivilschutzorganisatio-
nen weiter verscharft. Eng damit verbunden sind die immer starker werdenden
Rekrutierungsprobleme fir das mittlere und hdhere Zivilschutzkader. Die an-
gesprochene Zusammenlegung kdnnte dieses Problem deutlich reduzieren. Im
Bereich Anlagebau sind in beiden Zivilschutzorganisationen die erforderlichen
Anlagen erstellt. Es werden also nach heutigen Erkenntnissen keine
zusatzlichen Bauten bendétigt. Aus finanzieller Sicht kénnen die mittel- und
langfristigen Aufwendungen trotz verstarkter Professionalisierung fir alle
Gemeinden auf ein vernlunftiges Mass reduziert werden.

Zusammenarbeit der Gemeinden

Die Finanzhaushalte der Aargauer Gemeinden stehen bekanntlich stark unter
Druck. Der Bund schiebt Aufgaben an die Kantone ab und diese wiederum
delegieren diese vermehrt an die Gemeinden, so auch die immer hoher wer-
denden Ausbildungskosten beim Zivilschutz sowie die Beschaffung der bend-
tigten Einsatzgeratschaften. Ebenso wird eine immer professionellere Fiihrung,
Administration und Materialverwaltung verlangt. Diese Ausgangslage zwingt
die Gemeinden zu effizienteren und kostengunstigeren Losungen, z. B. durch
vermehrte Zusammenarbeit unter den Gemeinden.

Zukunftige Organisation

FUr eine Zusammenfihrung von Zivilschutzorganisationen sehen die 88 72 -
83 des Gemeindegesetzes vom 19. Dezember 1978 grundsatzlich zwei
Rechtsformen vor: den Gemeindeverband (88 74 - 83) und den Gemeindever-
trag (88 72 und 73). Die beteiligten Gemeinderéate haben sich auf den Ab-
schluss eines Gemeindevertrages geeinigt. Der vorliegende Gemeindevertrag
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bedarf der Genehmigung durch den Einwohnerrat Wettingen bzw. die
Gemeindeversammlungen der anderen vier Gemeinden.

Vorteile einer Zusammenlegung der ZSO

Mit der Zusammenlegung der beiden Zivilschutzorganisationen Wettingen und
Limmattal wird eine optimale Grdsse von ca. 49'000 Einwohner erreicht, die es
erlaubt, kinftige Aufgaben effizient und professionell ausfiihren zu kénnen. Die
funf Gemeinden sind vom Einzugsgebiet her sehr gut arrondiert. Bei der vor-
gesehenen Vertragslosung werden keine Eigenstandigkeiten aufgegeben. Die
Rekrutierung von Schutzdienstpflichtigen und Kaderleuten gestaltet sich in-
folge der grosseren Auswahl einfacher. Gemass Berechnungen im Rahmen
der Budgetierung fur das Jahr 2014 beziffern sich die zuklnftigen Nettoausga-
ben der neuen Organisation auf Fr. 737'640.00. Die Pro-Kopf-Ausgaben be-
laufen sich damit auf ca. Fr. 15.15 pro Jahr. Bei ahnlich grossen Zivilschutz-
organisationen im Kanton Aargau liegen die Kosten um ca. 30 % héher und
bewegen sich also bei ca. Fr. 20.00 und mehr pro Kopf und Jahr. Beriicksich-
tigt wurde dabei auch die Schaffung einer zusatzlichen Vollzeitstelle (80 %
Materialbereich und 20 % Zivilschutzstelle) innerhalb der Gemeindeverwaltung
Wettingen. Damit kommt man der Abdeckung der intensiveren Anlagen- und
Materialbetreuung sowie der zunehmenden Personaladministration entgegen.
Ebenfalls ist dadurch auch die gegenseitige Stellvertretung optimal sicher-
gestellt, was fur eine Zivilschutzorganisation dieser Grossenordnung absolut
vorteilhaft und gerechtfertigt ist.

Budget 2014: ZSO / RFO Wettingen-Limmattal

Total Wettingen Neuenhof Killwangen Spreitenbach | Wiirenlos
Nettoaufwand | 737'640.00 | 310'114.90 | 131'102.00 29'965.25 169'742.55 96'715.30
je Einwohner 15.13 14.87 15.33 15.04 15.00 16.05
Einwohner ) 48'748 20'862 8'551 1'992 11'319 6'025

D Stand 31.12.2013 (Hochrechnung)

Zu beachten ist, dass durch die Zusammenlegung die geméass kantonalem
Beschaffungsplan 2011 - 2015 vorgesehenen Materialinvestitionen fir das
Jahr 2014 im Rahmen von insgesamt Fr. 400'000.00 (Fr. 200'000.00 pro ein-
gespartem Unterstlitzungszug) nicht getatigt werden mussen.
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Budget 2013: ZSO / RFO Wettingen & ZSO / RFO Limmattal
Vergleichsbudget

Total Wettingen Neuenhof | Killwangen | Spreitenbach Wiirenlos
Nettoaufwand | 806'755.00 | 366'615.00 | 134'977.00 31'008.00 174'803.00 99'352.00
je Einwohner 17.11 18.12 16.26 16.56 15.96 1717
Einwohner 2 47142 20230 8'300 1'872 10'955 5'785
Mehraufwand 69'115.00 56'500.10 3'875.00 1'042.75 5'060.45 2'636.70
in % 9,4 % 18,2 % 3,0% 3.5% 3,0% 2,7%

2 Stand 31.12.2011 (letzte aktuelle Zahlen)

Sollte der vorliegende Gemeindevertrag nicht zum Tragen kommen, sondern
die Gewdahrleistung des Bevdlkerungsschutzes im Alleingang der beiden Zivil-
schutzorganisation sichergestellt werden, missten die erwahnten Material-
investitionen von Fr. 200'000.00 je ZSO im Jahr 2014 getatigt werden. Eben-
falls missten bei der ZSO Limmattal die Bereiche Kommando, Zivilschutzstelle
und Material aufgrund der erwahnten Zunahme im administrativen Bereich und
bei der Materialverantwortung personell ausgebaut werden. Das untenste-
hende Budget soll einem mdglichen Vergleich dienen.

Budget 2014: ZSO / RFO Wettingen & ZSO / RFO Limmattal
Vergleich "Alleingang"

Total Wettingen Neuenhof | Killwangen | Spreitenbach Wiirenlos
Nettoaufwand | 1'031'901.00 | 416'400.00 | 187'162.00 50'106.00 241'802.00 136'431.00
je Einwohner 21.89 19.96 21.89 25.16 21.36 22.65
Einwohner ) 48'748 20'862 8'551 1'992 11'319 6'025
Mehraufwand | 294'261.00 | 106'285.10 56'060.00 20'140.75 72'059.45 39'715.70
in % 39,9 % 34,3 % 42,8 % 67,2 % 42,5 % 41,1 %

Schwerpunkte des Vertrages

Die neue Organisation fiihrt den Namen "Zivilschutzorganisation Wettingen-
Limmattal". Die Leitgemeinde der neuen Zivilschutzorganisation ist die
Gemeinde Wettingen. Der vorliegende Gemeindevertrag regelt die Organisa-
tion der Zivilschutzorganisation Wettingen-Limmattal. Die Oberaufsicht haben
die Gemeinderate der beteiligten Gemeinden. Als beratende Instanz wird eine
Zivilschutzkommission eingesetzt. Gemeinsame Anlage der Zivilschutzorgani-
sation Wettingen-Limmattal sind die Kommandoposten und geschitzten Sani-
tatsstellen in Wettingen und Neuenhof. Alle andern Anlagen stehen im Eigen-
tum der jeweiligen Standortgemeinde. Die gemeinsamen Kosten werden nach
dem Verhaltnis der Einwohnerzahlen auf die Vertragsgemeinden aufgeteilt. Die
Rechnung wird von der Gemeinde Wettingen gefuhrt. Die Klndigungsfrist des
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Vertrages betragt ein Jahr, jeweils auf Ende eines Kalenderjahres, frihestens
aber per 31. Dezember 2015. Ohne Kindigung erneuert sich der Vertrag je-
weils stillschweigend um ein weiteres Jahr. Der Gemeindevertrag soll nach
Vorliegen der rechtskréaftigen Entscheide des Einwohnerrates Wettingen und
der Gemeindeversammlungen der einzelnen Gemeinden per 1. Januar 2014 in
Kraft treten. Mit der Genehmigung dieses Gemeindevertrages wird der bishe-
rige Gemeindevertrag den Zivilschutz betreffend zwischen den Gemeinden
Neuenhof, Killwangen, Spreitenbach und Wiurenlos per 31. Dezember 2013
aufgelost.

Aus Kostengrinden wird darauf verzichtet, den gesamten Vertrag in diesem
Traktandenbericht abzudrucken. Der Vertragstext kann bei der Gemeinde-
kanzlei angefordert werden (Tel. 056 436 87 20 / gemeindekanzlei
@wuerenlos.ch) oder im Internet unter www.wuerenlos.ch heruntergeladen
werden.

Antrage:

1. Dem Zusammenschluss der Zivilschutzorganisation Wettingen mit der Zivil-
schutzorganisation Limmattal sei zuzustimmen.

2. Der Gemeindevertrag Uber die organisatorische Zusammenarbeit im

Bereich des Zivilschutzes zwischen den Einwohnergemeinden Wettingen,
Neuenhof, Killwangen, Spreitenbach und Wurenlos sei zu genehmigen.
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Traktandum 11

Zusammenschluss des Regionalen Bevélkerungsschutzes Wettingen
und Limmattal (Neuenhof, Killwangen, Spreitenbach, Wuirenlos) zum
Regionalen Bevilkerungsschutz Wettingen-Limmattal; Gemeindevertrag

Ausgangslage

Die Aargauer Stimmberechtigten haben am 18. Mai 2003 das neue Bundes-
gesetz Uber den Bevdlkerungsschutz und Zivilschutz angenommen. Dieses
Gesetz wurde per 1. Januar 2004 in Kraft gesetzt. Darin ist u. a. vorgesehen,
pro Bevolkerungsschutzregion, welche gemass Regierungsratsbeschluss mit
der Zivilschutzregion korrespondieren muss, ein sogenanntes Regionales
Fuhrungsorgan (RFO) einzusetzen. Der Bevoilkerungsschutz ist eines der
Instrumente der Sicherheitspolitik. Er bezeichnet ein Verbundsystem von Poli-
zei, Feuerwehr, Gesundheitswesen, technischer Betriebe (Elektrizitat, Gasver-
sorgung, Wasserversorgung und -entsorgung, Verkehr, Kommunikationsinfra-
struktur) und Zivilschutz. Von Bevolkerungsschutz wird dann gesprochen,
wenn ein Ereignis (Katastrophen und Notlagen, aber auch im Falle eines be-
waffneten Konfliktes) die Partnerorganisationen Polizei, Feuerwehr, Gesund-
heitswesen, technische Betriebe und Zivilschutz gemeinsam betrifft und sie
von Fihrungsstaben von Kanton, Region oder Gemeinde im Verbund einge-
setzt werden. Dabei stlitzen sie sich auf gemeinsame Einsatzplanungen und
umfassende Risikoanalysen. In diesem Fall wird die koordinierende Fihrung
durch das RFO, in dem alle Partnerorganisation Einsitz nehmen, wahrgenom-
men.

Im Bereich des Regionalen Bevdlkerungsschutzes wurde zwischen den Ein-
wohnergemeinden Neuenhof, Killwangen, Spreitenbach und Wirenlos am
1. Januar 2007 ein Gemeindevertrag in Kraft gesetzt. Es wurde in der Folge
auch ein Chef RFO eingesetzt, doch verzichtete man aus diversen Griinden
(u. a. Projekt Gemeindefusion Baden-Neuenhof) auf die weitere personelle
Bestellung und deren Ausbildung. Der Druck auf die Gemeinden seitens des
Regierungsrates und der Abteilung Militar und Bevolkerungsschutz des Kan-
tons Aargau zur Aktivierung des RFO Limmattal nimmt aber Jahr fur Jahr zu.

Im Gegensatz dazu ist das RFO Wettingen ist seit Anbeginn bereits installiert
und sehr gut eingefuhrt. Vorausgesetzt, dass der Zusammenlegung der beiden
Zivilschutzorganisationen Wettingen und Limmattal zur ZSO Wettingen-
Limmattal (siehe vorheriges Traktandum) zugestimmt wird, ist es daher logisch
und im Sinne der geltenden Rechtsordnung, wenn die beiden Bevdlkerungs-
schutzregionen ebenfalls zusammengelegt und somit die Bevoélkerungsschutz-
region Wettingen-Limmattal und das Regionale Fuhrungsorgan Wettingen-
Limmattal gemeinsam gefiihrt werden. Die Abteilung Militdr und Bevolkerungs-
schutz des Kantons Aargau beflirwortet diesen Schritt sinngemass.
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Schwerpunkte des Vertrages

Das neue Verbundsystem fihrt den Namen "Regionaler Bevdlkerungsschutz
Wettingen-Limmattal". Als Leitgemeinde wurde in Anlehnung an den Vertrag
Uber die gemeinsame Zivilschutzorganisation die Gemeinde Wettingen be-
stimmt. Der vorliegende Gemeindevertrag regelt die Organisation des Regio-
nalen Bevodlkerungsschutzes Wettingen-Limmattal. Die Oberaufsicht haben die
Gemeinderate der beteiligten Gemeinden. Als beratende Instanz wird eine
Bevolkerungsschutzkommission eingesetzt, in welcher jede Gemeinde mit
einem Behdrdenmitglied vertreten ist. Die Arbeit des Regionalen FlUhrungs-
organs Wettingen-Limmattal (RFO) ist in einem Reglement definiert. Die ge-
meinsamen Kosten werden nach dem Verhéltnis der Einwohnerzahlen auf die
Vertragsgemeinden aufgeteilt. Die Rechnung wird von der Gemeinde Wettin-
gen gefuhrt. Die finanziellen Auswirkungen wurden bereits beim vorherigen
Traktandum dargestellt. Die Kindigungsfrist des Vertrages betragt ein Jahr,
jeweils auf Ende eines Kalenderjahres, frihestens aber per 31. Dezember
2015. Ohne Kiindigung erneuert sich der Vertrag jeweils stillschweigend um
ein weiteres Jahr. Der Gemeindevertrag soll nach Vorliegen der rechtskréftigen
Entscheide des Einwohnerrates Wettingen und der Gemeindeversammlungen
der einzelnen Gemeinden per 1. Januar 2014 in Kraft treten. Mit der Genehmi-
gung dieses Gemeindevertrages wird der bisherige Gemeindevertrag Uber die
organisatorische Zusammenarbeit im Bereich des Regionalen Bevolkerungs-
schutz zwischen den Gemeinden Neuenhof, Killwangen, Spreitenbach und
Wirenlos per 31. Dezember 2013 aufgelost.

Aus Kostengriinden wird darauf verzichtet, den gesamten Vertrag in diesem
Traktandenbericht abzudrucken. Der Vertragstext kann bei der Gemeinde-
kanzlei angefordert werden (Tel. 056 436 87 20 / gemeindekanzlei
@wuerenlos.ch) oder im Internet unter www.wuerenlos.ch heruntergeladen
werden.

Antrage:

1. Dem Zusammenschluss des Regionalen Bevoélkerungsschutzes Wettingen
mit dem Regionalen Bevolkerungsschutz Limmattal zwischen den
Gemeinden Neuenhof, Killwangen, Spreitenbach und Wiurenlos sei zuzu-
stimmen.

2. Der Gemeindevertrag Uber die organisatorische Zusammenarbeit im
Bereich des Regionalen Bevoélkerungsschutzes zwischen den Einwohner-
gemeinden Wettingen, Neuenhof, Killwangen, Spreitenbach und Wirenlos
sei zu genehmigen.
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Traktandum 12

Festlegung Entschadigung Gemeinderat flir Amtsperiode 2014/2017

Im Hinblick auf die Amtsperiode 2014/2017 ist die Entschadigung der Mitglie-
der des Gemeinderates zu festzulegen. Gemass 8 20 Abs. 2 lit. e des Geset-
zes Uber die Einwohnergemeinden (Gemeindegesetz) bestimmt die Einwoh-
nergemeindeversammlung tber diese Entschadigung.

Die jahrliche Pauschalentschadigung der laufenden und der vorigen Amtsperi-
oden sehen wie folgt aus:

Amt 2002/2005 2006/2009 2010/2013

Gemeindeammann Fr. 48'000.00 Fr. 60'000.00 Fr. 60'000.00
Vizeammann Fr. 25'000.00 Fr. 30'000.00 Fr. 30'000.00
Gemeinderat Fr. 20'000.00 Fr. 22'000.00 Fr. 22'000.00

Diese Entschadigung gilt flr die ganze Dauer der Amtsperiode. Sie unterliegt
nicht der Teuerung.

Den Antrag auf eine Erhohung der Ansatze flr die Amtsperiode 2010/2013
lehnte die Gemeindeversammlung im 2009 ab. Die aktuellen Entschadigungen
haben somit seit acht Jahren keine Veranderung erfahren.

Der Vergleich mit anderen Gemeinden &ahnlicher Grosse zeigt, dass die aktu-
elle Entschadigung in Wirenlos durchaus gut ist, aber mit Blick auf die stetig
zunehmende zeitliche Belastung der Behdrdemitglieder nicht als Ubermassig
hoch bezeichnet werden kann.

In der Entschadigung enthalten sind die Gemeinderatssitzungen sowie Teil-
nahmen an Veranstaltungen, Besprechungen usw. Zusétzlich entschadigt
werden dagegen Reise- und Verpflegungskosten, Kosten fur halb- und ganz-
tagige Weiterbildungen sowie Sitzungen in gewahlten Kommissionen und
Arbeitsgruppen.

Der Aufwand fir die Tatigkeit des Gemeindeammanns und der Gemeinderate
(inkl. Vizeammann) nimmt kontinuierlich zu. Der Einsatz des Gemeinde-
ammanns liegt inzwischen sehr deutlich Gber einem 50 %-Pensum.

Weil die zeitliche Mehrbelastung des Vizeammannamts im Normalfall eher

gering ist, erscheint eine Angleichung der Entschadigung fur die Gemeinderate
angebracht.
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Antrag:

Die pauschale Jahresentschéadigung der Mitglieder des Gemeinderates fur die
Amtsperiode 2014/2017 sei wie folgt festzulegen:

Gemeindeammann Fr. 65'000.00
Vizeammann Fr. 30'000.00
Gemeinderate Fr. 25'000.00
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Anhang

Allgemeine Rechte der Stimmburger

Initiativrecht

Durch begrindetes schriftiches Begehren kann ein Zehntel der Stimmberechtigten
die Behandlung eines Gegenstandes in der Versammlung verlangen. Gleichzeitig
kann die Einberufung einer ausserordentlichen Versammlung verlangt werden (8§ 22
Abs. 2 Gemeindegesetz).

Anspruch auf rechtzeitiges Aufbieten

Spatestens 14 Tage vor der Gemeindeversammlung sind die Stimmberechtigten
vom Gemeinderat durch Zustellung der Stimmrechtsausweise und der Traktanden-
liste mit den Antragen und allfalligen Erlauterungen aufzubieten. Die Akten liegen in
dieser Zeit offentlich auf.

Antragsrecht

Jeder Stimmberechtigte hat das Recht, zu den in der Traktandenliste aufgefihrten
Sachgeschaften Antrdge zur Geschaftsordnung und zur Sache zu stellen (8 27
Abs. 1 Gemeindegesetz). Fur das Aufstellen der Traktandenliste ist der Gemeinderat
zustandig.

Antrage zur Geschaftsordnung sind sogenannt formelle Antréage (z. B. Rickwei-
sungsantrag); Antrage zur Sache sind solche materieller Natur (z. B. Anderungs-
bzw. Erganzungsantrag).

Recht auf Durchflihrung einer geheimen Abstimmung

Ein Viertel der an der Versammlung anwesenden Stimmberechtigten kann eine ge-
heime Abstimmung verlangen.

Vorschlagsrecht

Jeder Stimmberechtigte ist befugt, der Versammlung die Uberweisung eines neuen
Gegenstandes zum Bericht und Antrag vorzuschlagen. Stimmt die Versammlung
einem solchen Uberweisungsantrag zu, hat der Gemeinderat den betreffenden Ge-
genstand zu prufen und auf die Traktandenliste der nachsten Versammlung zu set-
zen. Ist dies nicht mdglich, hat er der Versammlung die Griinde darzulegen.

Anfragerecht

Jeder Stimmberechtigte kann zur Tatigkeit der Gemeindebehdrden und der Gemein-
deverwaltung Anfragen stellen. Diese sind sofort oder an der nachsten Versammlung
zu beantworten. Das Anfragerecht wird in der Regel unter dem Traktandum "Ver-
schiedenes" ausgeubt.



Abschliessende Beschlussfassung

Die Gemeindeversammlung entscheidet tUber die zur Behandlung stehenden Sach-
geschafte abschliessend, wenn die beschliessende Mehrheit wenigstens einen
Funftel der Stimmberechtigten ausmacht.

Publikation der Versammlungsbeschlisse

Alle Beschlusse der Einwohnergemeindeversammlung sind ohne Verzug zu verof-
fentlichen. Die Vertffentlichung erfolgt in der Limmatwelle und im Amtsblatt des
Kantons Aargau.

Fakultatives Referendum

Nicht abschliessend gefasste positive und negative Beschliisse der Gemeindever-
sammlung sind der Urnenabstimmung zu unterstellen, wenn dies von einem Zehntel
der Stimmberechtigten innert dreissig Tagen, gerechnet ab Veroffentlichung, schrift-
lich verlangt wird. Unterschriftenlisten kbnnen zusammen mit einem Merkblatt bei der
Gemeindekanzlei bezogen werden. Vom fakultativen Referendum ausgeschlossen
sind BeschlUsse Uber die Zusicherung des Gemeindeburgerrechts.

Urnenabstimmung / Referendumsabstimmung

Ist gegeniiber einem Versammlungsbeschluss das Referendum zustande gekom-
men, so entscheidet die Gesamtheit der Stimmberechtigten an der Urne. Der Urnen-
abstimmung unterliegen in allen Fallen (obligatorisches Referendum) die Anderung
der Gemeindeordnung, Beschliisse liber Anderungen im Bestand von Gemeinden
und solche auf Einfihrung der Organisation mit Einwohnerrat.

Beschwerderecht

Gegen Beschlisse der Einwohnergemeindeversammlung kann beim Departement
Volkswirtschaft und Inneres, Gemeindeabteilung, 5001 Aarau, Beschwerde geflhrt
werden. Die Frist betragt 30 Tage.





